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I Teilnehmer 

Der zweite Teil der 53. Vollversammlung fand vom 3. bis 
5. Dezember 2007 in Paris statt. Der Deutsche Bundestag 
entsandte die folgende Delegation: 

Abg. Doris Barnett (SPD) 

Abg. Kurt Bodewig (SPD 

Abg. Hubert Deittert (CDU/CSU) 

Abg. Detlef Dzembritzki (SPD) 

Abg. Holger Haibach (CDU/CSU) 

Abg. Bernd Heynemann (CDU/CSU) 

Abg. Joachim Hörster (CDU/CSU) 

Abg. Eduard Lintner (CDU/CSU), stellv. Leiter der De- 
legation 

Abg. Johannes Pflug (SPD) 

Abg. Ingo Schmitt (CDU/CSU) 

Abg. Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (SPD) 

Folgendes Ehrenmitglied der Delegation nahm an der Ta- 
gung teil: 

Dr. Christine Lucyga 


II Zusammenfassung 

Schwerpunkte der Beratung waren der Reformvertrag der 
Europäischen Union (EU) und die europäische Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik, die Bekämpfung terroris- 
tischer Aktionen an der türkisch-irakischen Grenze sowie 
die Möglichkeit einer Kooperation mit China im Bereich 
der Rüstungsgüter. Erneut wurde die Rolle Europas bei 
der Friedenssicherung im Nahen Osten thematisiert und 
analysiert. Ein Bericht beschäftigte sich mit der Rolle na- 
tionaler Parlamente bei der Finanzierung von Auslands- 
einsätzen. 

Abg. Doris Barnett (Deutschland, SPD), präsentierte der 
Versammlung einen mit dem Rat abgestimmten Haus- 
haltsentwurf für 2008, den die Versammlung verabschie- 
dete. 

Die WEU V verabschiedete Berichte und Empfehlungen 
zu den folgenden Themen: 

- Die Überwachung der europäischen Seegrenzen - 
Antwort auf den Jahresbericht des Rates 
Berichterstatter: Jao Mota Amaral (Portugal) 

- Die Bemühungen Georgiens um Integration in die 
euroatlantischen Strukturen 

Berichterstatter: Pedro Agramunt Font de Mora 
(Spanien) 

- Die Zukunft des Atomwaffensperrvertrages 
Berichterstatter: Charles Goerens (Luxemburg) 

- Herausforderungen für die transatlantische Sicher- 
heit 

Berichterstatter: Mike Hancock (Vereinigtes König- 
reich) 

- Europa und die friedenserhaltenden Einsätze im 
Nahen Osten 

Berichterstatter: Dario Rivolta (Italien) 

- Terroristische Aktivitäten an der türkisch-iraki- 
schen Grenze 

Berichterstatter: Robert Walter (Vereinigtes König- 
reich) 
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- Der Reformvertrag und die Europäische Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik - Antwort auf den 
Jahresbericht des Rates 

Berichterstatter: Jean- Pierre Masseret (Frankreich) 

- Europäische Initiativen im Hinblick auf den „Sol- 
daten der Zukunft“ 

Berichterstatterin: Elvira Cortajarena Iturrioz (Spa- 
nien) 

- Möglichkeiten der Kooperation mit China im Be- 
reich der Rüstungsgüter 

Berichterstatter: Edward O’Hara (Vereinigtes König- 
reich) 

- Finanzierung von Auslandseinsätzen und die Rolle 
der nationalen Parlamente 

Berichterstatter: John Greenway (Vereinigtes König- 
reich) 

- Die parlamentarische Kontrolle der Nachrichten- 
dienste 

Berichterstatter: Paul Wille (Belgien) 

Mit folgenden Persönlichkeiten führte die Versammlung 
Aussprachen durch: 

Joao Mira Gomes, Staatssekretär im Verteidigungsmi- 
nisterium Portugals 

Dr. Patricia Sanders, Exekutivdirektorin der US-Be- 
hörde für Raketenabwehr (MDA, Pentagon, Vereinigte 
Staaten ) 

Vecdi Gönül, Verteidigungsminister der Türkei 

Mowafak Abboud, Botschafter der Republik Irak in 
Frankreich 

Francois Fillon, französischer Premierminister 

Andrej Ster, Staatssekretär im slowenischen Außenmi- 
nisterium 

Folgende Ausschüsse tagten während des zweiten Teils 
der 53. Vollversammlung: 

Verteidigungsausschuss 
Politischer Ausschuss 

Ausschuss für die Beziehungen zu Parlamenten und zur 
Öffentlichkeit 

Ausschuss für Technologie und Raumfahrt 
Haushaltsausschuss 

Ausschuss für Geschäftsordnungsfragen 

III Schwerpunkte der Beratungen 

Montag, 3. Dezember 2007 

Ansprache von Joao Mira Gomes, Staatssekretär im 
Verteidignngsministerinm Portngals, für die amtie- 
rende portngiesische EU-Ratspräsidentschaft 

Mira Gomes bezeichnete den Reformvertrag der Europäi- 
schen Union als Meilenstein für Europa, durch den glück- 
licherweise die institutioneile Blockade überwunden wor- 


den sei. Während der portugiesischen Ratspräsidentschafl 
seien aktive Schritte im Rahmen der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) unternom- 
men worden. Der Reformvertrag ermögliche Europa wei- 
tere Schritte auf diesem Weg. Portugal habe außerdem ei- 
nen Schwerpunkt auf die Kooperation zwischen Europa 
und Afrika gelegt. Daneben seien aber auch Kosovo und 
Afghanistan nach wie vor Prioritäten im Rahmen der De- 
batte um die strategische Verteidigungsfähigkeit der 
Europäischen Union. Die EU habe inzwischen bei ca. 
zwei Dutzend exterritorialen Einsätzen beachtliche Erfah- 
rungen im Sicherheitsbereich gesammelt. Neben dem mi- 
litärischen Aspekt sei aber zu beachten, dass zivile 
Sicherheit essenziell für eine friedliche Enfwicklung in 
den befroffenen Ländern sei. Sowohl auf nationaler als 
auch auf europäischer Ebene komme es daher vor allem 
auf eine vernünftige Koordinierung von Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik an. ln diesem Zusammenhang 
komme der strategischen Partnerschaft mit der NATO 
eine besondere Bedeutung zu. Im Ergebnis werde der Re- 
formvertrag die EU in die Lage versetzen, als internatio- 
naler Akteur wahrgenommen zu werden. Zwar könne nie- 
mand mit dem Ergebnis für die Europäische Sicherheifs- 
und Verteidigungspolifik vollkommen zufrieden sein, 
aber es sei viel erreicht worden. 

Abg. Maria de Belem Roseira (Portugal) erkundigte 
sich bei Mira Gomes, auf welche Weise die portugiesi- 
sche Ratspräsidentschaft das Problem der weltweiten En- 
ergieversorgung aufgreifen wolle, insbesondere was aus 
dem Galileo-Projekt werde. Abg. Mota Amaral (Portu- 
gal) fragte nach der portugiesischen Position zu einer ein- 
seitigen Unabhängigkeitserklärung des Kosovo. Abg. 
Detlef Dzembritzki (Deutschland, SPD), gratulierte dem 
Staatssekretär zu den mit dem Lissabonner Vertrag er- 
reichten Fortschritten. Angesichts der Situation in Afrika 
frage er sich allerdings nach den nächsten Handlungs- 
schritten. Im Hinblick auf die Mission im Tschad habe es 
Presseberichte gegeben, nach denen es aufgrund nicht 
ausreichender Ausstattung des Einsatzes zu Sicherheitslü- 
cken gekommen sei. Ihn interessiere auch, was der Staats- 
ekretär zu Chinas aggressivem, regionalem Engagement 
meine, besonders auf dem Gebiet der Energieversorgung. 
Wie schätze die portugiesische Ratspräsidentschaft diese 
Angelegenheiten im Hinblick auf geltendes Völkerrecht 
ein? Im Hinblick auf die Einhaltung der Menschenrechte 
wies er ausdrücklich auf die Afrika-Konferenz und die 
Teilnahme des Präsidenten Simbabwes, Mugabe, hin. 
Abg. Nigel Evans (Vereinigtes Königreich) bezog sich 
ebenfalls auf China und fragte nach der Position der por- 
tugiesischen Ratspräsidentschafl im Hinblick auf die 
Lockerung des Embargos. 

Sfaafs Sekretär Mira Gomes antwortete, die Situation des 
Kosovo sei eine große Herausforderung für die Europäi- 
sche Union und die internationale Gemeinschaft. Die 
beste Lösung sei eine einvemehmliche; man müsse aller- 
dings zur Kenntnis nehmen, wenn eine Einigung nicht er- 
zielt werden könne. Die Aufrechterhaltung der Stabilität 
in der Region durch eine Zusammenarbeit der EU mit der 
NATO und den Vereinten Nationen sei insoweit vorran- 
gig. Im Hinblick auf Afrika sei es wesentlich, in Sicher- 
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heits- und Verteidigungsfragen so mit Afrika zu kooperie- 
ren, dass dort sehließlieh Verantwortung für die eigenen 
Angelegenheiten übernommen werden könne, ln Bezug 
auf eine Loekerung des Waffenembargos gegen China 
gebe es derzeit keinen Konsens innerhalb der Europäi- 
sehen Union. 

Bericht zur Überwachung der europäischen See- 
grenzen - Antwort auf den Jahresbericht des 
Rates (Berichterstatter: Joao Mota Amaral, 

Portugal) C/1986 

Der Beriehterstatter betonte die Bedeutung des Meeres 
als natürliehe Ressource, ebenso wie als Transportweg, 
allerdings würden die Meere in zunehmendem Maße 
durch Individuen genutzt. Die Meere rund um Europa 
seien glücklicherweise nicht so sehr durch Sicherheits- 
probleme wie zum Beispiel das der Piraterie betroffen. 
Allerdings machten ökologische Katastrophen zuneh- 
mend Sorgen. Die Meeresverschmutzung habe mit der 
Steigerung des Handels auf den Meeren zugenommen. 
Dabei sei zu betonen, dass der Grundsatz der Freiheit der 
Meere neben der gemeinsamen Nutzung auch die ge- 
meinsame Verantwortung für die Erhaltung der Meere 
beinhalte. Grundsätzlich gelte daher die Regel, dass der 
Verursacher für die Folgen von Umweltschäden aufzu- 
kommen habe. Insgesamt seien striktere Regeln für die 
Nutzung der Meere erforderlich. Betrachte man die über 
den Seeweg in die EU verbrachten Handelsgüter, sei Waf- 
fenhandel kein großes Problem, Drogenhandel sei aber 
von großer Relevanz. Drogen erreichten die EU vor allem 
aus Südamerika, aber auch aus Asien, ln den letzten Jah- 
ren habe auch die illegale Immigration nach Europa über 
den Seeweg zugenommen, ebenso das Problem des Men- 
schenhandels. Notwendig sei eine gemeinsame euro- 
päische Lösung des Problems, insbesondere unter 
Berücksichtigung menschenrechtlicher Fragen. Die Zu- 
sammenarbeit zwischen Europa und Afrika in dieser An- 
gelegenheit müsse verstärkt werden. 

Abg. Mike Hancock (Vereinigtes Königreich) unter- 
stützte den Berichterstatter bei seiner Forderung nach ei- 
nem einheitlichen europäischen Vorgehen und Regel- 
werk. Abg. Tuija Nurmi (Finnland) wies auf die 
Bedeutung der Ostsee für die europäische Seesicherheit 
hin. Da sich die Grenzen der Europäischen Union inzwi- 
schen bis zum Baltikum erstreckten, müsse die europäi- 
sche Zusammenarbeit in diesem Raum über bilaterale 
Kooperationen von Anrainerstaaten hinausgehen. Abg. 
Humfrcy Malins (Vereinigtes Königreich) nahm Bezug 
auf die Arbeit der Europäischen Agentur für die operative 
Zusammenarbeit an den Außengrenzen (Frontex) und 
hinterfragte deren Qualität, insbesondere im Hinblick auf 
den Umgang mit illegalen Immigranten. 

Bericht zu Georgiens Bemühungen um Integration in 
die euroatlantischen Strukturen (Berichterstatter: 
Pedro Agramunt Font de Mora, Spanien) C/1980 

Der Berichterstatter stellte die Entwicklung in Georgien 
seit der Rosenrevolution im Jahr 2004 dar. Insbesondere 
die wirtschaftliche Entwicklung habe eine beeindruckend 


positive Wende genommen. Schwierigkeiten gebe es al- 
lerdings im sozialen und im politischen Bereich. Die ter- 
ritorialen Probleme in Südossetien und Abchasien seien 
noch nicht gelöst. Georgien wolle 2008 in die NATO auf- 
genommen werden und arbeite hart daran, dieses Ziel zu 
erreichen. 

Abg. Robert Walter (Vereinigtes Königreich) teilte die 
Einschätzung des Berichterstatters im Hinblick auf die 
Bedeutung der ungelösten territorialen Konflikte in Geor- 
gien. Zwar habe Georgien seit der Rosenrevolution große 
Entwicklungsschritte getan, und verdiene für sein En- 
gagemenf für eine demokrafische Entwicklung jede Un- 
ferstüfzung durch Europa. Eine Mifgliedschaft in der 
NATO beinhalfe aber auch die Verpflichtung gemäß Arti- 
kel 5 NATO-Vertrag. Die Aufnahme Georgiens in die 
NATO sei daher vor einer Lösung der Gebietskonflikte 
undenkbar. Abg. Lord Russell-Johnston (Vereinigtes 
Königreich) wies daraufhin, dass es zwar in jüngster Zeit 
in Georgien zu politischen Unruhen, Gewalt gegen De- 
monstranten und Maßnahmen gegen die freie Presse ge- 
kommen sei. Die Ausrufung des Ausnahmezustandes und 
die Ankündigung von Präsidentschaftswahlen im Januar 
2008 habe aber die Lage beruhigt. Im Ergebnis sei die 
Unterstützung Georgiens durch Europa weiterhin unum- 
gänglich. 

Bericht über die Zukunft des Atomwaffensperr- 
vertrages (Berichterstatter: Charles Goerens, 
Luxemburg) C/1982 

Der Berichterstatter betonte die Notwendigkeit, Iran von 
der Entwicklung nuklearer Waffen abzuhalten. Er betonte 
ebenfalls die Verantwortung der Staaten, die bereits im 
Besitz von Atomwaffen seien. Deren Haltung und Um- 
gang mit ihrem nuklearen Material sei ein wichtiges Vor- 
bild für die Sfaafen, die sich um die Erlangung von Afom- 
waffen bemühten. Solchen Staaten seien restriktive 
Maßnahmen nicht vermittelbar, wenn sich nicht auch die 
Besitzer von nuklearem Material um dessen Reduzierung 
bemühten. Da Europa potenziell in Reichweite iranischer 
Raketen liege, sei ein neuer Dialog innerhalb der Europäi- 
schen Union über dieses Thema unumgänglich. 

Abg. Christopher Chope (Vereinigtes Königreich) wies 
darauf hin, dass nach dem europäischen Reformvertrag 
von Lissabon und nach dem NATO-Vertrag eine Schutz- 
verpflichtung der Mitglieder untereinander auch gegen 
nukleare Angriffe bestehe. Die europäischen Staaten, die 
selbst keine Atomwaffen besäßen, stünden daher mit un- 
ter dem Schutzschild von Frankreich und dem Vereinig- 
ten Königreich bzw. der Vereinigten Staaten. Jedes Mit- 
glied der Europäischen Union und der NATO sei damit 
zumindest indirekt vom Besitz nuklearer Waffen betrof- 
fen. Er halte Iran für einen Lakmusfesf des Afomwaffen- 
sperrvertrages. Wenn es nicht gelinge, die nukleare Be- 
waffnung des Iran zu verhindern, werde es auch keine 
Argumenfe mehr gegenüber Saudi-Arabien, Ägypfen, der 
Türkei oder jedem anderen Land geben, das behaupfe, 
sich gegen neue Bedrohungen verteidigen zu müssen. 
Abg. Konstantinos Vrettos (Griechenland) wies eben- 
falls daraufhin, dass es sehr schwierig sei, Iran unter Ver- 
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weis auf den Atomwaffensperrvertrag den Besitz nuklea- 
rer Waffen vorzuenthalten, obwohl viele Anrainerstaaten 
wie Pakistan, Indien und Israel Atomwaffen besäßen, und 
sie teilweise aueh nieht in Übereinstimmung mit dem 
Vertrag erlangt hätten. 

Dienstag, 4. Dezember 2007 

Bericht zu den Transatlantischen Sicherheitsheraus- 
forderungen (Berichterstatter: Mike Hancock, 
Vereinigtes Königreich) C/1981 

Nach Auffassung des Berichterstatters stelle sich für Eu- 
ropa die Frage, ob es seine Zukunft in einer eigenständi- 
gen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
oder im Verband der NATO sehe, aus dem einige europäi- 
sche Staaten ausgeschlossen seien. Er selbst glaube, dass 
Europa mit einem Mittelweg am besten gedient sei. An- 
gesichts der andauernden Krisen in unterschiedlichen Tei- 
len der Welt müsse die NATO auch weiterhin zu Einsät- 
zen in der Lage sein. Sowohl die bevorstehende 
Unabhängigkeitserklärung des Kosovo als auch die Lage 
in Afghanistan brächten die NATO jedoch in ernsthafte 
Schwierigkeiten. Insbesondere in Afghanistan sei ein 
Kampf um die Herzen der Menschen zu führen, nachdem 
die positive Stimmung in der Bevölkerung unmittelbar 
nach dem Sturz der Taliban verspielt worden sei. Hier sei 
das Engagement aller Staaten gefragt, die die Operation 
unterstützt. Eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
EU und NATO sei auch angesichts der wachsenden Be- 
deutung aufstrebender Staaten wie China und Indien we- 
sentlich. Der Bericht enthalte daher eine Reihe von Emp- 
fehlungen: die Intensivierung des Dialogs zwischen 
NATO und EU, einen proaktiven Dialog auf europäischer 
Ebene mit den Bevölkerungen der Mitgliedstaaten zu Fra- 
gen der globalen Sicherheit, die Suche nach einer friedli- 
chen Lösung für den Kosovo-Konflikt, die Entwicklung 
eines europäischen Raketenabwehr-Konzepts im Einver- 
nehmen mit den Vereinigten Staaten, eine engere Zusam- 
menarbeit mit den Vereinigten Staaten in Afghanistan so- 
wie den Appell an die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, ihre Investitionen in die technologische Moderni- 
sierung zu erhöhen, um den neuen internationalen Sicher- 
heitsherausforderungen gewachsen zu sein. 

Ansprache von Dr. Patricia Sanders, Exekntiv- 
direktorin der US-Behörde für Raketenabwehr 
(MDA, Pentagon, Vereinigte Staaten) 

Irans Fähigkeiten in der ballistischen Raketenabwehr 
seien inzwischen mit denen Nordkoreas vergleichbar. Ge- 
heimdienstberichten zufolge könne Iran bereits 2015 im 
Besitz von Langstreckenraketen sein, die sowohl Europa 
als auch die USA erreichen könnten. Trotz der Unsicher- 
heiten, die solche Berichte beinhalteten, sei es vernünftig, 
sich auf die kommende Bedrohung vorzubereiten. Die 
Vereinigten Staaten hätten daher ein Abwehrsystem ge- 
gen Raketen aller Reichweiten entwickelt. Dieses Rake- 
tenabwehrsystem sei geeignet, sowohl das Gebiet der 
Vereinigten Staaten als auch das aller alliierten Staaten zu 
schützen. Zu diesem Zweck müssten Komponenten des 
Systems auf dem geschützten Gebiet installiert werden. 


ln Europa solle das Langstreckensystem angewendet wer- 
den, das ebenfalls erfolgreich getestet worden sei. Vorge- 
sehen sei die Stationierung von drei Komponenten an 
Orten, die nach der größtmöglichen Wirkung für die 
Verteidigung von Europa und für die Stärkung der Vertei- 
digung der Vereinigten Staaten ausgewählt worden seien. 
Dazu gehörten Polen für die Stationierung einer Abfang- 
einrichtung und die Tschechische Republik für die Instal- 
lierung eines Radars. An einem dritten Ort solle ein wei- 
terer transportabler Radar installiert werden. Dies solle 
bis zum Jahr 2013 erfolgen. Ohne diese Stationierung sei 
zwar das Gebiet der Vereinigten Staaten, nicht aber Eu- 
ropa, gegen Bedrohungen aus Nordkorea und Bedrohun- 
gen mit Langstreckenwaffen aus dem Iran geschützt. Mit 
Russland sei man bereits in einen intensiven Dialog ein- 
getreten, der regelmäßige Treffen auf höherer Ebene und 
die Bereitstellung technischer Daten beinhalte. Russland 
sei eingeladen, das amerikanische Raketenabwehrsystem 
zu besichtigen und habe als Beobachter am letzten Flug- 
test teilgenommen. 

Abg. Baroness Knight of Collingtree (Vereinigtes Kö- 
nigreich) drückte ihre Irritation über die ablehnende Hal- 
tung Russlands gegen das Raketenabwehrsystem aus, da 
dieses lediglich zur Abwehr abgefeuerter Raketen, nicht 
aber zur aggressiven Bedrohung Russlands in der Lage 
sei. Die Einladung der Russen zur Besichtigung einer Ra- 
ketenbasis sei daher sehr begrüßenswert. Russland könne 
nicht anderen Staaten wie Polen oder der Tschechischen 
Republik vorschreiben, was auf deren Staatsgebiet ge- 
schehe. Abg. Markku Laukkanen (Finnland) mahnte 
mehr Zusammenarbeit zwischen Europa und den Verei- 
nigten Staaten auf der politischen Ebene an. Insbesondere 
in Bezug auf Russland solle eine gemeinsame Sprache 
gesprochen werden, um Demokratie und andere gemein- 
same Werte zu befördern. Allerdings hätte der Konflikt 
um die Raketenabwehr möglicherweise durch frühzeitige 
Konsultierung Russlands durch die Vereinigten Staaten 
vermieden werden können. Im Hinblick auf militärische 
Ausrüstung gebe es eine wachsende Kluft zwischen Eu- 
ropa und den Vereinigten Staaten mit einem Vorsprung 
auf Seiten der Vereinigten Staaten. Europas Stärke sei ein 
zivilerer Ansatz bei Konfliktlösungen. Hier könnten die 
Vereinigten Staaten von Europa lernen. Insbesondere 
Afghanistan habe gezeigt, dass ein militärischer Einsatz 
zur Problemlösung in der Regel nicht ausreiche. Abg. 
Denis MacShane (Vereinigtes Königreich) erklärte, er 
betrachte die drohende Entokzidentalisierung der westli- 
chen Welt und damit die Gefährdung des über Jahrhun- 
derte gewachsenen Wertekanons, der als universal anzu- 
sehen sei, als große Herausforderung. Im Hinblick auf die 
Stationierung des Raketenabwehrsystems in Europa solle 
man den demokratisch legitimierten Regierungen von Po- 
len und der Tschechischen Republik nicht das Recht ab- 
sprechen, mit den Vereinigten Staaten zu kooperieren. Im 
Hinblick auf das Kosovo sei zu bemerken, dass das koso- 
varische Volk ein Recht auf seinen Staat, auf seine Unab- 
hängigkeit und die eigenverantwortliche Regelung seiner 
Belange habe. Der gegenwärtige Zustand könne nicht an- 
dauem. Bei der Lösung dieses Konflikts müsse Europa, 
nicht die Vereinigten Staaten, die Führungsrolle einneh- 
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men. Abg. Humfrey Malins (Vereinigtes Königreieh) 
wies auf aktuelle Pressemeldungen hin, naeh denen Ge- 
heimdienstexperten der Vereinigten Staaten keine Be- 
weise mehr dafür sähen, dass der Iran eine nukleare 
Bombe herstellen wolle. Abg. Lyubov Sliska (Russisehe 
Föderation) forderte die Einriehtung kooperativer Struk- 
turen, um die internationalen Bedrohungen für den Zeit- 
raum bis 2010 herauszuarbeiten. Den aktuellen Raketen- 
abwehrplänen der Vereinigten Staaten stünden naeh 
Umfragen 70 Prozent der tseheehisehen Bevölkerung ab- 
lehnend gegenüber. Daneben seien die Raketenbasen sehr 
wohl in der Lage, aueh russisehe Raketen abzufangen, 
und würden damit aueh russisehe Interessen berühren. 
Abg. Johannes Pflng (Deutsehland, SPD) fragte naeh der 
Verhältnismäßigkeit des von den Vereinigten Staaten ge- 
planten Raketenabwehrsehildes. Zu prüfen sei, ob den 
russisehen Bedenken nieht dureh die Veränderung teehni- 
seher Parameter beim Raketenabwehrsystem Reehnung 
getragen werden könne. Voraussetzung dafür sei sieher- 
lieh, dass sieh das bilaterale Verhältnis zwisehen den Ver- 
einigten Staaten und Russland weiter positiv entwiekele. 
Abg. Kurt Bodewig (Deutsehland, SPD) stellte ebenfalls 
die Frage naeh der Verhältnismäßigkeit des geplanten Ra- 
ketenabwehrsehildes. Er forderte die vorrangige Lösung 
aktueller Bedrohungen auf multilateralem Wege im Rah- 
men der NATO anstatt über bilaterale Rüstungsüberein- 
kommen. Die Einsehätzung der Lage im Irak dureh die 
Vereinigten Staaten sei falseh gewesen. Die internationale 
Gemeinsehaft müsse nun aufpassen, den Widerstand in 
der arabisehen Welt gegen westliehe Einflüsse nieht zu- 
sätzlieh anzustaeheln. Eine neue bilaterale Zusammen- 
arbeit auf dem militärisehen Sektor sehaffe neue 
Sieherheitsrisiken. Abg. Mike Hancock (Vereinigtes 
Königreieh) verwies darauf, dass Kooperation in der Ver- 
gangenheit die Stärke Europas und der Vereinigten Staa- 
ten gewesen sei. Diese Stärke sei dureh bilaterale Verein- 
barungen ernsthaft gefährdet. Die Vereinigten Staaten 
seien als NATO-Mitglied Teil einer gemeinsamen Verant- 
wortung. Der deutsehe Kollege Kurt Bodewig habe zur 
Notwendigkeit der multilateralen Zusammenarbeit inte- 
ressante Gedanken geäußert. 

Bericht zu Europa uud friedeuserhalteudcu Eiusätzeu 
im Naheu Ostcu (Berichterstatter: Dario Rivolta, 
Italieu) C/1985 

Nach Auffassung des Berichterstatters habe sich die Ein- 
schätzung der Lage im Nahen Osten nach Fertigstellung 
seines Berichts durch die jüngsten Verhandlungen in An- 
napolis verbessert. Zwar habe Armapolis keine unmittel- 
baren Ergebnisse herbeigeführt, Israelis und Palästinenser 
hätten aber zumindest die Aussicht auf eine Fortsetzung 
des Friedensprozesses im kommenden Jahr. Auch die 
Präsenz von Syrien und Saudi-Arabien in Annapolis sei 
ein positives Signal gewesen. Für Optimismus sorgten 
auch die Nachrichten aus dem Libanon. Es sehe so aus, 
als könne der libanesische Präsident nunmehr bei seiner 
Wahl mit einer Mehrheit im Parlament rechnen, wodurch 
eine ernsthafte Spaltung des Landes vermieden werden 
könne. Dazu hätten im Südlibanon stationierte europäi- 
sche Militärkräfte im Rahmen der UNIFIL-Mission bei- 


getragen. Dies sei ein wichtiger Test für die Durchfüh- 
rung einer „Peace -keeping-Operation“ durch europäische 
Streitkräfle gewesen. Daraus könne die Lehre gezogen 
werden, dass „Peace-keeping-“ und „Peace-enforcing- 
Operationen“ nicht immer klar voneinander abgrenzbar 
seien und ineinander übergehen könnten. Außerdem habe 
sich die Notwendigkeit einer zentralen Kommandostruk- 
tur gezeigt. Er hoffe daher, dass Europa bald eine einheit- 
liche und stabile Kommandostruktur entwickeln werde. 

Abg. Joachim Hörster (Deutschland, CDU/CSU) ver- 
wies darauf, dass sich die im Bericht behandelten The- 
men keinesfalls überholt hätten, sondern weiterhin auf 
der Tagesordnung blieben. So müsse das europäische 
Engagement besser koordiniert werden. Lediglich bilate- 
rale Abstimmungen reichten für europäische Interventio- 
nen nicht aus. Zur Frage der Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik gebe es noch unterschiedliche 
Haltungen in den Mitgliedstaaten. Während sich einige 
einen gemeinsamen europäischen Vorstoß wünschten, 
wollten andere die Rolle der nationalen Parlamente auf- 
rechterhalten. Im Hinblick auf die Konferenz in Annapo- 
lis stimme er mit dem Berichterstatter insofern überein, 
als dort mehr als erwartet erreicht worden sei. Sechs Mo- 
nate früher habe sich niemand vorstellen können, Vertre- 
ter aus Israel und Saudi Arabien auf derselben Konferenz 
zu sehen. Wesentlich sei auch die Teilnahme Syriens ge- 
wesen, das wegen seines Einflusses auf Hamas und 
Hisbollah eine wichtige Rolle bei der Suche nach einer 
Friedenslösung für den Nahen Osten spiele. Auch Europa 
habe in der Region Erfolge erzielt. So habe das Nahost- 
Quartett reaktiviert werden können und beziehe seinen 
Aufgabenbereich inzwischen auch auf die Weiterentwick- 
lung des 2002 durch die Arabische Liga in Beirut ange- 
nommenen Friedensplans. Die Tatsache, dass in Anna- 
polis zumindest ein Zeitplan zur Aushandlung eines 
Friedensvertrages vereinbart worden sei, rechtfertige die 
Aussage, dass das Glas eher halb voll als halb leer sei. 
Der vorliegende Bericht beschreibe und analysiere aus- 
führlich die Vielzahl europäischer Interventionen im Na- 
hen Osten und verweise auf Bereiche, in denen mehr Ko- 
operation notwendig sei. Diese Themen sollten auf der 
Agenda Europas verbleiben. Abg. Josette Durrieu 
(Frankreich) würdigte den Umstand, dass die Fragen des 
endgültigen Status von Jerusalem sowie seiner Sicherheit 
und Besetzung nunmehr zum ersten Mal in Annapolis un- 
mittelbar zwischen Israelis und Palästinensern diskutiert 
worden seien. Sie glaube aber nicht, dass aus der Konfe- 
renz von Armapolis eine belastbare Vereinbarung hervor- 
gehen werde. Europa finanziere aktuell die palästinensi- 
sche Regierung mit hunderten Millionen Euro und Sie 
habe auch die Palästinensischen Wahlen finanziell unter- 
stützt, aus denen die Hamas als Siegerin hervorgegangen 
sei. Positiv sei allerdings der Aufbau einer palästinensi- 
schen Polizei. Europa müsse zur Kenntnis nehmen, dass 
eine Politik, nach der Pakistan und Indien den Besitz nu- 
klearer Waffen zugestehe, dies dem Iran aber verboten 
werde, nicht aufrechterhalten werden könne. Diese Poli- 
tik habe die muslimische Welt untereinander solidarisiert. 
Europa solle nach Wegen suchen, den nuklearen Status 
Israels zu beenden. Abg. Doug Henderson (Vereinigtes 
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Königreich) äußerte die Meinung, ein emstzunehmender 
europäischer Beitrag zur Friedenssichemng setze die Fä- 
higkeit voraus, Maßnahmen auch militärisch absichem zu 
können. Irak und Afghanistan zeigten, dass Stabilisation 
und „Peace-keeping-Operation“ allein nicht ausreichten. 
Gleiches gelte für einen möglichen zukünftigen Einsatz 
im Nahen Osten, auch wenn dieser als „Peace-keeping- 
Operationen“ beginne. Abg. Aristotelis Pavlidis (Grie- 
chenland) verwies auf die Bedeutung von Gesprächen an- 
stelle von militärischen Maßnahmen, um ein Klima des 
Vertrauens und des Verständnisses zwischen den politi- 
schen Führangen aus Israel und Palästina zu entwickeln. 
So richte Griechenland ein im zweijährigen Rhythmus 
stattfindendes Treffen der südmediterranen Staaten aus, 
auf dem ein offener Austausch möglich sei. Dies schaffe 
auch für Israelis und Palästinenser eine weitere Ge- 
sprächsplattform. Abg. Ignacio Cocido Gutierrez (Spa- 
nien) äußerte Besorgnis im Hinblick auf den Einsatz im 
Libanon, bei dem gerade erst sechs Spanier ihr Leben 
verloren hätten. Europa müsse eine Ausstiegsstrategie für 
den Libanoneinsatz entwickeln und dürfe nicht als ständi- 
ger Puffer zwischen Libanon und Israel in der Region 
verbleiben. 

Bericht zu den terroristischen Aktivitäten an der 
türkisch-irakischen Grenze (Berichterstatter: 

Robert Walter, Vereinigtes Königreich) 

Der Berichterstatter erinnerte daran, dass die Türkei ein 
langjähriges Mitglied der NATO, ein Beitrittskandidat zur 
EU und ein assoziiertes Mitglied der WEU sei. Die Ar- 
beiterpartei Kurdistans (PKK) sei eine terroristische Or- 
ganisation, und die Türkei sei ein Verbündeter, der bei 
dem Kampf gegen den Terrorismus Solidarität verdiene. 
Die Europäische Union sei heute wesentlich besser auf ei- 
nen Konflikt in ihrer Einflusssphäre vorbereitet als noch 
zu Zeiten des Zusammenbrachs von Jugoslawien. Es 
gebe inzwischen eine gemeinsame europäische Außenpo- 
litik und eine Europäische Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik. Europa habe sowohl die politischen als 
auch die militärischen Mittel, auf Konflikte vor seiner 
Haustür zu reagieren. Allerdings gehe es derzeit nicht um 
eine militärische Operation, sondern um eine politische 
Lösung eines Konflikts auf dem Staatsgebiet eines Freun- 
des und Partners. Eine terroristische Gruppe organisiere 
sich und trainiere auf dem Staatsgebiet eines europäi- 
schen Anrainerstaates, des Irak, und führe dann gewalttä- 
tige Angriffe auf das souveräne Staatsgebiet eines Ver- 
bündeten durch. Dieses Töten setze sich bereits seit 
vielen Jahren fort und habe sich kürzlich intensiviert. Da- 
bei seien viele junge türkische Soldaten ums Leben ge- 
kommen. Europa müsse daher das Verteidigungsrecht der 
Türkei als eines souveränen Staates respektieren. 

Ansprache des türkischen Verteidignngsministers 
Vecdi Gönül 

Der Verteidigungsminister wies auf die entscheidende 
Rolle hin, die die Türkei als einzige stabile Demokratie 
und als säkularer Staat für Frieden und Sicherheit in einer 
instabilen Region spiele. Seit Jahren sei die volle Integra- 


tion in die westliche Gemeinschaft das höchste Ziel auf 
der türkischen Agenda. Als Ergebnis tiefgreifender demo- 
kratischer Reformen und der Harmonisierung türkischen 
Rechts mit dem Recht der Europäischen Union sei die 
Türkei inzwischen EU-Beitrittskandidat geworden. An- 
schlägen der PKK seien jedoch seit 1984 mehr als 
30 000 Menschen zum Opfer gefallen. Seit 2003 habe die 
PKK ihre Präsenz im Nordirak verstärkt und die von dort 
ausgehenden terroristischen Aktivitäten gegen die Türkei 
seien eskaliert. Die PKK-Präsenz im Nordirak sei durch 
das dort entstandene Machtvakuum begünstigt worden. 
Schätzungen zufolge befänden sich ca. 70 Prozent aller 
PKK-Terroristen im Norden des Irak. Ihre finanzielle 
Ausstattung sei bemerkenswert, was zum Teil auf Spen- 
den ihrer Anhänger, zum Teil auf Waffen- und Drogen- 
schmuggel beruhe. Bei den von der PKK benutzten Waf- 
fen und Sprengstoffen handele es sich zum Teil um 
Material der früheren irakischen Armee, zum Teil um 
Material aus westlichen Staaten, das für die irakischen Si- 
cherheitskräfte gedacht gewesen sei. Die türkische Regie- 
rung habe ihre Besorgnisse und Erwartungen gegenüber 
der irakischen Regierung mehrfach zum Ausdruck ge- 
bracht. Sie habe sich außerdem in dieser Angelegenheit 
an die Vereinten Nationen gewandt. Die türkische Nation 
sei entschlossen, den Terrorismus der PKK unter allen 
Umständen zu beenden. Die notwendigen Maßnahmen 
umfassten auch grenzüberschreitende Operationen türki- 
scher Sicherheitskräfte auf irakisches Gebiet, um die 
Stützpunkte der Terroristen zu zerstören, was die iraki- 
sche Regierung nicht leisten könne. Daher habe die Re- 
gierung dem Parlament die Bitte vorgelegt, grenzüber- 
schreitende Operationen zur Zerstörung terroristischer 
Stützpunkte zu autorisieren. Am 17. Oktober 2007 habe 
das Parlament mit überwältigender Mehrheit dem Antrag 
stattgegeben. Die Türkei unterstütze weiterhin die Ent- 
wicklung des Irak hin zu Demokratie und politischen Re- 
formen, und habe dies durch Geldleistungen, Warenliefe- 
rungen und Dienstleistungen deutlich gemacht. Die 
Türkei gebe sich alle Mühe, die türkisch-kurdische Be- 
völkerung der Grenzregion von den Terroristen abzugren- 
zen. Die türkische Regierung fördere daher viele Projekte 
zur Entwicklung der Region. Auch in Gesetzgebung und 
Verwaltung seien Anstrengungen zur Stärkung von Min- 
derheitenrechten unternommen worden. 

Ansprache von Mowafak Abbond, Botschafter der 
Repnblik Irak in Frankreich 

Unter Saddam Hussein habe der Irak eine Politik der 
Konfrontation und Aggression gegen seine Nachbarstaa- 
ten und die Welt betrieben, die zu internationaler Isola- 
tion und Sanktionen gegen das Land geführt habe. Der 
neue Irak wolle ein verantwortungsvoller und voll in die 
Völkergemeinschaft integrierter Staat sein, in Frieden mit 
seinen Nachbarn und der Welt. Die gegenwärtige Außen- 
politik des Irak sei daher darauf gerichtet, das internatio- 
nale Misstrauen zu überwinden, ln diesem Sinne stehe 
der Irak im Hinblick auf die Bekämpfung der terroristi- 
schen Bedrohung durch die PKK fest an der Seite der 
Türkei und habe seine Bereitschaft bekundet, die notwen- 
digen Maßnahmen im Grenzgebiet zu treffen. So seien 
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alle PKK-Büros im Irak geschlossen worden. Der türki- 
sche Außenminister habe Bagdad besucht un der Irak sei 
auch weiterhin zum Dialog und zur Kooperation mit der 
türkischen Regierung bereit. Der Irak glaube aber, eine 
militärische Operation der Türkei auf irakischem Gebiet 
werde das Problem nicht lösen, sondern die politische Si- 
tuation und Sicherheitslage im Irak verschärfen. 

Abg. Mike Hancock (Vereinigtes Königreich) wies da- 
raufhin, dass auch sein Heimatstaat über lange Zeit Opfer 
terroristischer Angriffe gewesen sei, die von einem be- 
nachbarten Staat ausgegangen seien. Auch bei der Be- 
kämpfung der Irisch-Republikanischen Armee (IRA) sei 
es zu Übergriffen auf das Staatsgebiet unabhängiger Staa- 
ten gekommen. Den Versuch einiger Mitglieder der Ver- 
sammlung, die Bekämpfung der PKK gegenüber der Tür- 
kei mit der Zypemfrage zu verbinden, halte er für einen 
schweren Fehler. Niemand könne der Türkei das Recht 
absprechen, ihr Territorium und ihre Bevölkerung effek- 
tiv zu schützen. Abg. Holgcr Haibach (Deutschland, 
CDU/CSU) erinnerte daran, dass die Beistandspflicht 
nach den Statuten der WEU und der NATO auch für die 
Türkei gelte. Auch habe die Türkei in den letzten Jahren 
Verantwortung für die Befriedung der Region übernom- 
men, insbesondere im Hinblick auf die israelisch-palästi- 
nensische Frage. Die Türkei könne nun auch Hilfe bei 
dem Konflikt im Nordirak erwarten. Es müsse zur Kennt- 
nis genommen werden, dass eine große Mehrheit der tür- 
kischen Bevölkerung für ein schärferes Eingreifen im 
Nordirak votiere. Seiner Meinung nach gebe es folgende 
Handlungsgrundsätze: eine politische Lösung sei priori- 
tär, der PKK müssten weiterhin die Grundlagen für ihre 
Aktionen entzogen werden, wie es die Türkei schon be- 
gonnen habe. Die Türkei müsse durch die internationale 
Staatengemeinschaft unterstützt werden, und bei allen 
militärischen Aktionen sei die Verhältnismäßigkeit der 
Mittel zu wahren. Auch seien die von der Türkei ange- 
kündigten Reformen im Hinblick auf die Kurdenpolitik 
ein richtiger Weg. Abg. Thcodoros Pangalos (Griechen- 
land) stellte die Rechtmäßigkeit der türkischen Grenzü- 
berschreitungen in Frage, da die irakische Bevölkerung 
diesen nicht zugestimmt habe. Militärische Aktionen auf 
fremdem Staatsgebiet führten oftmals zu langwierigen 
Besetzungen, wie man es gerade im Irak beobachten 
könne. Ein solcher weiterer Misserfolg müsse in jedem 
Fall vermieden werden. Abg. Rudi Vis (Vereinigtes Kö- 
nigreich) erinnerte die Versammlung an die Besetzung 
Zyperns durch die Türkei im Jahr 1974, die 37 Prozent 
des zypriotischen Staatsgebiets umfasse. Diese Besetzung 
dauere nach wie vor an und manifestiere sich durch die 
Präsenz von 43 000 türkischen Soldaten im besetzten Teil 
der Insel und durch ca. 160 000 eingewanderte türkische 
Zivilisten. Zwar sei er von Mitgliedern der Versammlung 
dafür kritisiert worden, dass er die Bekämpfung der PKK 
mit der Besetzung Zyperns in Verbindung bringe, er 
weise aber darauf hin, dass die Besetzung eines Teils des 
Staatsgebiets eines EU-Mitgliedstaates nicht hinnehmbar 
sei. Abg. John Greenway (Vereinigtes Königreich) be- 
richtete, er habe sich zufällig in der Türkei aufgehalten, 
als 12 junge türkische Soldaten durch die PKK getötet 
worden seien. Man solle die öffentliche Wut und den Är- 


ger der Bevölkerung auch über die Tatenlosigkeit der 
westlichen Gemeinschaft nicht unterschätzen. Abg. John 
Austin (Vereinigtes Königreich) würdigte die Anstren- 
gungen der türkischen Regierung, die Türkei der Europäi- 
schen Union anzunähem. Allerdings sei daran zu erin- 
nern, dass frühere Regierungen maßgeblich zur Verschär- 
fung der menschenrechtlichen Situation in den kurdi- 
schen Gebieten beigetragen hätten. Vor diesem 
Hintergrund sei eine diplomatische Lösung der richtige 
Weg, die mit einer Stärkung der demokratischen Rechte 
für die kurdische Bevölkerung einhergehen müsse. Abg. 
Mevlüt Cavosoglu (Türkei) sfellte klar, die Türkei habe 
sich nicht sofort auf den Weg einer militärischen Lösung 
begeben, sondern zunächst versucht, sowohl die Vereinig- 
ten Staaten als auch die irakische Regierung zur Lösung 
des Problems zu drängen. Jede gegen den Terrorismus ge- 
richtete Maßnahme werde in Vereinbarkeit mit internatio- 
nalem Recht erfolgen und dem einzigen Ziel dienen, die 
Präsenz von PKK-Terroristen im Norden des Irak zu eli- 
minieren. Abg. Murat Mercan (Türkei) äußerte sein Un- 
verständnis über den Zusammenhang des PKK-Terroris- 
mus mit der Zypemfrage. Es käme jetzt darauf an, bei der 
Bekämpfung der PKK so zusammenzustehen wie bei der 
Bekämpfung von Al-Kaida in Afghanistan. Abg. Johannes 
Pflng (Deutschland) lehnte ebenfalls die Verknüpfung 
mit der Zypemfrage ab. ln Deutschland gelte die PKK be- 
reits seit 1993 als terroristische Organisation, was zu di- 
versen Gerichtsverfahren gegen PKK-Mitglieder und 
auch zu Ausliefemngen von PKK-Aktivisten an die Tür- 
kei geführt habe. Dies bestätige Deutschlands Entschlos- 
senheit bei der Bekämpfung des Terrorismus. Er warnte 
aber davor, den Fokus allein auf die Bekämpfung der 
PKK zu richfen. Es gehe vielmehr auch um die Lage der 
kurdischen Bevölkemng in der Türkei, ln diesem Zusam- 
menhang sei er besorgt über das Verbot der Kurdenpartei 
DTP, da dies die PKK zum alleinigen Repräsentanten der 
kurdischen Bevölkemng in der Türkei mache. 

Ansprache von Francois Fillon, französischer Premier- 
minister, für die kommende französische WEU- 
Präsidentschaft, verlesen von Christina Roger, 
Botschafterin Frankreichs heim Rat der WEU 
nnd dem Ansschnss für Politik nnd Sicherheit 
hei der EU 

Die EU beteilige sich auf mehreren Kontinenten an der 
Lösung politischer Krisen, insbesondere auf dem Balkan 
und in Afrika, das sich zur zweiten Priorität der Union ne- 
ben dem europäischen Kontinent entwickelt habe. So 
habe die Europäische Union in den Jahren 2003 und 2006 
auf Geheiß der Vereinten Nationen Einsätze in der Demo- 
kratischen Republik Kongo durchgeführt, ln Kürze sei 
ein Einsatz im Zusammenhang mit der Krise in der Re- 
gion Darfür geplant, an dem sich 15 Staaten beteiligen 
wollten. Die Bereitschaft und Fähigkeit einer wachsenden 
Anzahl europäischer Mitgliedstaaten, sich an Auslands- 
einsätzen zu beteiligen, trage zur Flexibilität der Europäi- 
schen Union auf diesem Gebiet bei. Die Europäische 
Union habe sich in der Lage gezeigt, effektiv mit anderen 
Organisationen wie der NATO zusammenzuarbeiten. Die 
größte Herausfordemng für die Europäische Union sei es. 
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ihre Kapazitäten auszubauen, die zurzeit noeh ungenü- 
gend seien. Für Frankreieh sei zu erklären, dass das Land 
der europäisehen Verteidigungsfähigkeit eine hohe Priori- 
tät beimesse. 

Bericht zum Reformvertrag und der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik - Antwort auf 
den Jahreshericht des Rates (Berichterstatter: 
Jean-Pierre Masseret, Frankreich) C/1979 

Der Beriehterstatter betonte die Bedeutung des Lissabon- 
ner Vertrages für die Europäisehe Sieherheits- und Vertei- 
digungspolitik. Diskussionen gebe es über die Beistands- 
klausel des Vertrages. Die Klausel verpfliehte die 
Mitglieder untereinander zum Beistand in Fällen von Na- 
turkatastrophen oder terroristisehen Ansehlägen. Dies sei 
beispielsweise im Falle Spaniens naeh den Ansehlägen in 
Madrid bereits praktiziert worden, obwohl der Lissabon- 
ner Vertrag damals noeh nieht existiert habe. Für den Ein- 
satz militäriseher Maßnahmen sei ein einstimmiger Rats- 
besehluss erforderlieh und das Europäisehe Parlament 
müsse konsultiert werden. Der Vertrag gebe dem Rat au- 
ßerdem das Reeht, die Durehführung eines Einsatzes an 
eine Gruppe von Mitgliedstaaten zu delegieren. Die Euro- 
päisehe Sieherheits- und Verteidigungspolitik solle dureh 
einen Hohen Repräsentanten koordiniert werden, der Vor- 
sehläge unterbreiten könne und naeh Besehlussfassung 
für deren Durehsetzung zuständig sei. Das Europäisehe 
Parlament solle das Reeht bekommen, den Hohen Reprä- 
sentanten zu befragen, Empfehlungen auszuspreehen und 
zweimal jährlieh die Sieherheits- und Verteidigungspoli- 
tik zu debattieren. Die Rolle des Europäisehen Parla- 
ments werde insoweit gestärkt, was Konsequenzen für die 
Beziehungen zwisehen der WEU Versammlung und dem 
Europäisehen Parlament haben müsse. Der Berieht ent- 
halte daher die Empfehlung, die Anzahl der Mitglied- 
sehaflskategorien innerhalb der Versammlung der WEU 
von seehs auf drei zu verringern, um klarere organisatori- 
sehe Strukturen zu erlangen. Einer Gruppe sollten alle 
EU-Mitgliedstaaten angehören, einer zweiten die NATO- 
Mitglieder, die nieht EU-Mitglieder seien, und die dritte 
Gruppe solle alle anderen europäisehen Staaten beinhal- 
ten. Diese Struktur würde angesiehts der dureh den Re- 
formvertrag enger werdenden Zusammenarbeit zwisehen 
WEU Versammlung und Europäisehem Parlament die 
Bedeutung der WEU unterstreiehen. 

Abg. Robert Walter (Vereinigtes Königreieh) betonte, 
der Reformvertrag bedeute keinen nennenswerten Kom- 
petenzübergang im Bereieh der Sieherheits- und Verteidi- 
gungspolitik. Es sei weiterhin die Zuständigkeit der Mit- 
gliedstaaten Truppen auszurüsten, Einsätze zu finanzieren 
und die Rahmenbedingungen zu bestimmen. Bedeutender 
seien die Veränderungen für die WEU Versammlung. Ein 
Teil ihrer Legitimität sei in der Weise gesehwunden, in 
der Aufgaben auf die EU übertragen worden seien. Noeh 
immer sei die Zahl der offiziellen Mitglieder naeh dem 
modifizierten Brüsseler Vertrag auf zehn Staaten be- 
grenzt. Die Mitgliedsehaft solle besser im Rahmen einer 
europäisehen Sieherheits- und Verteidigungsversamm- 
lung auf die 27 EU-Mitgliedstaaten erweitert und die Tür- 
kei, Norwegen und Island mit assoziiertem Status berüek- 


siehtigt werden. Abg. Daniel Ducarme (Belgien) 
beklagte das anhaltende Demokratiedefizit, das er dureh 
die größere Bedeutung des Europäisehen Parlaments 
dureh den Reformvertrag eher verstärkt sehe. Abg. 
Konstantinos Vrettos (Grieehenland) begrüßte den Re- 
formvertrag als einen Sehritt auf dem Weg zu einer ge- 
meinsamen Sieherheits- und Verteidigungspolitik. Er be- 
grüßte aueh die gestärkte Rolle des Europäisehen 
Parlaments im Bereieh der Sieherheits- und Verteidi- 
gungspolitik, ohne das Problem des Demokratiedefizits 
zu negieren. Hier könne die WEU Versammlung dureh 
ihre weitere Existenz eine wiehtige Rolle übernehmen. Er 
regte an, die Versammlung in eine interparlamentarisehe 
Versammlung der Europäisehen Union umzuwandeln. 
Abg. James Clappison (Vereinigtes Königreieh) spraeh 
sieh gegen den Reformvertrag aus. Dieser entspreehe in 
weiten Teilen dem Verfassungsvertrag, der im Vereinig- 
ten Königreieh nieht dureh ein Referendum legitimiert 
worden sei. Es könne daher aueh für den Reformvertrag 
keine Legitimität geben. Inhaltlieh gehe der Reformver- 
trag weit über die Organisation der Zusammenarbeit zwi- 
sehen Europäiseher Union und Mitgliedstaaten hinaus, 
indem er eine eigene reehtliehe Identität für die Europäi- 
sehe Union sehaffe. 

Bericht zum Haushaltsentwurf der Versammlung 
für 2008 (Berichterstatterin: Doris Barnett, 
Deutschland, SPD) C/1987 

Die Beriehterstatterin kritisierte den Haushaltsentwurf als 
nieht inspirierend und erklärte, dass sie damit nieht völlig 
zufrieden sei. Noeh ermögliehe es das Budget zwar, zwei- 
mal im Jahr Tagungen der WEU Versammlung abzuhal- 
ten. Allerdings müssten noeh 65 000 Euro im letzten Jahr, 
in diesem Jahr weitere 25 000 Euro eingespart werden. 
Der Personalkörper werde mit 38 Mitarbeitern unverän- 
dert weiter finanziert. Sie hoffe, der Rat werde der Bitte 
der WEU Versammlung naehkommen, einen Pensions- 
fonds in Höhe von zunäehst 1 80 000 Euro einzuriehten. 
Dies sei im Sinne der Haushaltsklarheit erforderlieh. Na- 
türlieh würden diese Gelder nieht ausgesehöpft, solange 
es keine Personalabgänge gebe, was 2008 nieht zu erwar- 
ten sei. Der Rat habe aber deutlieh gemaeht, dass die 
WEU Versammlung eine Erhöhung ihres Budgets um 
mehr als die Inflationsrate in Frankreieh, die derzeit bei 
1,2 Prozent liege, nieht erwarten könne. Allerdings sei 
dabei zu berüeksiehtigen, dass die Versammlung auf die 
Entwieklung von Gehältern und Rentenfonds für die Mit- 
arbeiter keinen Einfluss habe. Der Teil des Budgets, der 
sieh auf die tatsäehliehe Arbeit der Versammlung be- 
ziehe, sei daher nur um reale 0,3 Prozent gewaehsen, was 
einen seit Jahren andauernden Trend darstelle. Dies habe 
zu einer tatsäehliehen Reduktion der Finanzkrafl der 
WEU Versammlung in Höhe von 1 1 Prozent geführt. Da- 
rüber hinaus seien die Aufwendungen Repräsentation und 
Reisen der Mitarbeiter in den letzten Jahren erheblieh re- 
duziert worden. Trotzdem erwarte der Rat weitere Ein- 
sparungen in Höhe von 25 000 Euro, wofür sie kein Ver- 
ständnis habe. Man könne sehwerlieh behaupten, die 
Versammlung arbeite besonders luxuriös. Um nur ein 
Beispiel zu nennen, müsse die Bestuhlung in den Sit- 
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zungsräumen dringend erneuert werden. Außerdem wä- 
ren Renovierungsmaßnahmen für das Gebäude erforder- 
lieh, um Heizkosten zu sparen. Immerhin habe es kürzlieh 
Verbesserungen bei der Telefonanlage gegeben. Bei allem 
sei zu bedenken, dass die WEU- Versammlung mit der 
Vernetzung von nationalen Parlamenten und Europäi- 
sehem Parlament auf dem Feld der Verteidigung und Si- 
eherheit eine sehr wiehtige Rolle zu erfüllen habe. 

Abg. Christopher Chope (Vereinigtes Königreich) äu- 
ßerte sich besorgt im Hinblick auf die durch den Lissa- 
bonner Vertrag gestärkte Rolle des Europäischen Parla- 
ments im Sicherheits- und Verteidigungsbereich, die dazu 
führen könne, dass die Mittel für die WEU Versammlung 
immer weifer gekürzf würden, ln diesem Haus müsse er 
die wichtige Unterscheidung zwischen Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments, die fern ihrer Heimatländer 
agierten, und Mitgliedern der nationalen Parlamente, die 
den Wählern in den Heimatländern unmittelbar verpflich- 
tet seien, nicht erläutern. Er befürworte daher den Ansatz, 
die WEU Versammlung künftig über die nationalen Parla- 
mente und nicht über die nationalen Regierungen zu fi- 
nanzieren. Für diese Änderung bleibe Zeit, solange der 
Lissabonner Vertrag noch nicht ratifiziert sei. 

Die Berichterstatterin erwiderte, die Ausgestaltung der 
nationalen Haushalte hänge von der jeweiligen rechtli- 
chen Situation in den Mitgliedstaaten ab. Beispielsweise 
sei in Deutschland ein Vorstoß, die Beiträge zur WEU 
Versammlung in den Einzelplan des Parlaments zu über- 
führen, gerade zurückgewiesen worden. 

Bericht zu europäischen Initiativen im Hinblick auf 
den „Soldaten der Zukunft“ (Berichterstatterin: 

Elvira Cortajarena Iturrioz, Spanien) C/1990 

Die Berichterstatterin verwies auf die besondere Situation 
der europäischen Streitkräfte, die von großen Staaten wie 
Russland, China und den Vereinigten Staaten, umgeben 
seien. Staaten mit kleineren Armeen seien gezwungen, 
ihre organisatorischen Fähigkeiten zu resttnkturieren und 
zu reorganisieren, um über moderne und effiziente Ein- 
satzkräfte zu verfügen. Glücklicherweise hätten technolo- 
gische Entwicklungen diese Reorganisation vereinfacht, 
die Verteidigungspolitik aber auch stark verändert. Eu- 
ropa habe die technologische Entwicklung genutzt, um 
den „Soldaten der Zukunft“ auszurüsten. Insbesondere 
Deutschland, Frankreich, Italien, das Vereinigte König- 
reich und Schweden hätten Modemisierungsprogramme 
durchgeführt. Auch sei zu berücksichtigen, dass Frauen 
inzwischen einen wichtigen Anteil der bewaffneten 
Streitkräfte stellten. Die Ausrüstung des „Soldaten der 
Zukunft“ müsse daher zu Frauen und zu Männern passen. 

Abg. Andrzej Person (Polen) erläuterte, die Zukunfts- 
programme zielten darauf, Soldaten in das Netzwerk ei- 
nes computergesteuerten Kriegsführungssystems einzu- 
gliedem. Experten glaubten, die Ausrüstung des 
„Soldaten der Zukunft“ könne dazu beitragen, Opferzah- 
len auf ein absolutes Minimum zu reduzieren. Abg. 
Edward O’Hara (Vereinigtes Königreich) wies darauf 
hin, dass Soldaten heutzutage nur effektiv sein könnten, 
wenn ihnen verfügbare Informafionen auch während ihrer 


Einsäfze zur Verfügung gesfellf werden könnten. Inter- 
operabilität sei daher ein wichtiger Punkt. 

Bericht zu den Möglichkeiten der Kooperation mit 
China im Bereich der Rüstungsgüter (Berichterstat- 
ter: Edward O’Hara, Vereinigtes Königreich) C/1989 

Die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und 
China hätten sich zu einer strategischen Partnerschaft ent- 
wickelt, die sich insbesondere auf die Felder Handel, 
Energie, Umwelt, Sicherheit und Global Govemance er- 
strecke. Die Europäische Union habe den größten Markt 
der Welt bei einer Bevölkerungszahl von 486 Millionen 
Menschen, die bis zum Jahr 2020 vermutlich auf 550 Mil- 
lionen anwachsen werde. China sei der viertgrößte Markt 
und der drittgrößte Exporteur der Welt und wachse 
schnell. Chinas ökonomischer und politischer Einfluss, 
nicht nur in Südostasien, sondern weltweit, wachse eben- 
falls. Das Land habe sich den Grundsätzen der Europäi- 
schen Union im Hinblick auf eine friedliche Entwicklung 
im sozialen, kulturellen, umweltpolitischen und geopoliti- 
schen Bereich verpflichtet. Dies sei durch die Teilnahme 
an den erfolgreichen Sechs-Parteien-Gesprächen über die 
Außerkraftsetzung des nordkoreanischen Nuklearpro- 
gramms belegt worden. China spiele schon jetzt eine be- 
deutende Rolle in Blauhelmoperationen der Vereinten 
Nationen und habe 7 000 Soldaten und Polizisten in 
16 Peace-keeping-Missionen engagiert. Allerdings gebe 
es in vielen europäischen Staaten erhebliche Bedenken im 
Hinblick auf die Menschenrechtssituation in China, die 
noch weit von europäischen Standards abweiche. Nach 
den Geschehnissen auf dem Tian'anmen-Platz 1989 sei 
ein Waffenembargo gegen China verhängt worden. Nun 
gebe es aber in Europa eine verbreitete Ansicht, dass die- 
ses Embargo überprüft werden müsse, einerseits wegen 
der Verbesserung der menschenrechtlichen Situation in 
China, andererseits wegen der Unzulänglichkeit des 
Embargos, dessen Einhaltung nicht kontrolliert und sank- 
tioniert werden könne. Dies liege angesichts des stetig 
steigenden chinesischen Militärhaushalts auch im wirt- 
schaftlichen Interesse Europas. Einige europäische Fir- 
men hätten bereits jetzt Wege gefunden, das Embargo zu 
umgehen und mit China zu kooperieren. Vor diesem Hin- 
tergrund wolle der Bericht eine Debatte darüber anstoßen, 
ob und wie das Embargo gelockert und beispielsweise 
durch einen die EU-Staaten bindenden „Code of Con- 
duct“ für Waffenexporte ersetzt werden könne. 

Abg. Karl Eise Holmberg (Norwegen) betonte die Not- 
wendigkeit, in der Auseinandersetzung zu China auch 
weiterhin Menschenrechtsgesichtspunkte in den Vorder- 
grund zu stellen. Angesichts der sich beschleunigenden 
Entwicklung des Landes würden die Beziehungen mit 
China immer bedeutsamer. Die Handelsbeziehungen zwi- 
schen der EU und China seien seit den 80er Jahren 
extrem angestiegen, und China werde sowohl wirtschaft- 
lich als auch politisch zunehmend zu einer globalen 
Macht. So habe es in den Verhandlungen mit Nordkorea 
eine verantwortungsvolle Rolle übernommen. Ein Gegen- 
beispiel bildete allerdings die Haltung des Landes wäh- 
rend der jüngsten Ereignisse in Myanmar. Die Verhält- 
nisse in China hätten sich in vielerlei Hinsicht dramatisch 
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verbessert, dies gelte aber nieht für die Mensehenreehte. 
Diesen Punkt - trotz aller wirtsehaflliehen Interessen - 
immer wieder zur Spraehe zu bringen, sei elementar und 
werde aueh von der europäisehen Öffentliehkeit erwartet. 
Abg. John Prescott (Vereinigtes Königreieh) erklärte, er 
habe im Rahmen einer Arbeitsgruppe zur Verbesserung 
der britisehen und ehinesisehen Zusammenarbeit, die sei- 
nerzeit dureh Premierminister Tony Blair ins Leben geru- 
fen worden sei, China in den vergangenen 10 Jahren j ähr- 
lieh besueht. Es sei wiehtig, sieh die Gesehwindigkeit der 
dort stattfindenden Veränderungen vor Augen zu fuhren, 
die an die Frühzeit des Industrialisierungsprozesses in der 
westliehen Welt erinnere. So zögen jährlieh 15 Millionen 
Mensehen aus den ländliehen Gebieten in Städte um, was 
zum Bau von 1 000 neuen Städten und Hunderten von 
Flughäfen führe. Demokratie, Mensehenreehte und Ar- 
beitnehmersehutz seien zwar nieht mit unseren derzeiti- 
gen Standards vergleiehbar, diese seien aber aueh bei uns 
vor hundert Jahren noeh undenkbar gewesen. Abg. 
Joachim Hörster (Deutsehland, CDU/CSU) übte Kritik 
am vorgelegten Berieht, soweit dieser eine Loekerung des 
Waffenembargos empfehle. Waffenlieferungen seien von 
sonstigen Wirtsehaftsbeziehungen zu unterseheiden. ln 
mehreren internationalen Konflikten, beispielsweise in 
Bezug auf Nordkorea, Afrika und Taiwan, habe sieh 
China egoistiseh und nieht im Sinne der internationalen 
Gemeinsehaft verhalten. Aueh Deutsehland habe in 
jüngster Zeit im Zusammenhang mit dem Besueh des 
Dalai Lama eigene Erfahrungen mit China gemaeht. 
Aueh sollten die Industriestaaten ein Interesse daran ha- 
ben, China die eigenen bitteren Erfahrungen mit der In- 
dustrialisierung zu ersparen. Im Ergebnis spreehe er sieh 
für einen Dialog und Ausfauseh mit China aus, aber da- 
gegen, aufgrund der ehinesisehen Wirtsehaftskraft alle 
anderen Interessen hintenan zu stellen. Er sei daher gegen 
eine Aufhebung des Waffenembargos, aber dafür, dass 
China weiter gedrängt werde, seine internationale Verant- 
wortung wahrzunehmen, beispielsweise in Myanmar. 
Wegen der Empfehlung zum Waffenembargo werde er 
dem vorgelegten Berieht nieht zustimmen. 

Ansprache des Staatssekretärs im slowenischen 
Anßenministerinm, Andrej Ster, für die kommende 
slowenische EU-Ratspräsidentschaft 

Die Präsidentsehaft bedeute für Slowenien eine herausge- 
hobene Posifion und eine große Veranfwortung. Es sei 
aber aueh ein Symbol für die erfolgreiehe Infegration der 
neuen Mifglieder in die Europäisehe Union, dass Slo- 
wenien als ersfes neues Mitglied die Präsidentsehaft 
übernehmen werde. Die Prioritäten der slowenisehen 
Präsidentsehaft seien zum großen Teil Bestandteil des 
18 -Monats-Programms der deutsehen, portugiesisehen 
und slowenisehen Präsidentsehaft. Die wiehtigsten 
Punkte für Slowenien seien der Ratifizierungsprozess des 
Lissabonner Vertrages, die Lissabonner Strategie, der 
westliehe Balkan sowie der Energie- und Klimawandel 
und der interkulturelle Dialog. Der Reformvertrag sei die 
wiehtigste Errungensehaft der Europäisehen Union naeh 
der Stillstandsphase, die dureh zwei Ablehnungen des 
Verfassungsvertrages von 2005 eingetreten sei. Mit dem 


Reformvertrag sei die institutioneile Basis für den Pro- 
zess der Vergrößerung der Europäisehen Union gesehaf- 
fen worden. Slowenien begrüße die Fortsetzung der Bei- 
trittspolitik unter der Voraussetzung, dass die Kandidaten 
die Werte der Europäisehen Union, wie Demokratie, 
Reehtstaatliehkeit, Mensehenreehte und Minderheiten- 
sehutz respektierten. Die Anstrengungen in Hinbliek auf 
den westliehen Balkan während der slowenisehen Rats- 
präsidentsehafl würden sieh vor allem auf das Kosovo be- 
ziehen. Mit der gesamten Region solle aber die Zusam- 
menarbeit vertieft werden, insbesondere im Hinbliek auf 
regionale Kooperation, Bekämpfung des organisierten 
Verbreehens, Kooperation mit der Europäisehen Union 
zum Beispiel im Hinbliek auf Stipendien für Studenten 
aus der Region. Im Augenbliek sei nieht absehbar, wie 
genau sieh der Prozess um die Zukunft des Kosovo in den 
näehsten Monaten entwiekeln werde. Die Bemühungen 
und innovativen Vorsehläge von Botsehafter Isehinger 
seien mit Bewunderung verfolgt worden. Kosovo werde 
der Laekmustest für die Europäisehe Sieherheifs- und 
Verteidigungspolitik werden. Dies gelte insbesondere für 
die Sifuation der ethnisehen Minderheiten dort. Kritiseh 
in der Region seien ebenfalls die Verkehrs- und Ener- 
gieinfrastruktur, die aueh für die Energieversorgung von 
Zenfral- und Westeuropa Bedeutung hätten. Wiehtig sei 
eine Neuorganisation der Visa-Politik, da es nieht hin- 
nehmbar sei, dass 60 Prozent der jungen Leute der Bal- 
kanregion noeh nie die Gelegenheit gehabt hätten, die Eu- 
ropäisehe Union kennenzulemen. Daneben bildeten 
Klimawandel und Energiepolitik elementare, langfristige 
Prioritäten nieht nur für die Europäisehe Union, sondern 
für die gesamte internationale Gemeinsehaft. Die Europäi- 
sehe Union sei sieh ihrer Verwundbarkeit im Hinbliek auf 
die Energieversorgung bereits bewusst geworden, und die 
Energiepolitik habe aueh eine starke umweltpolitisehe 
Implikation. 

Abg. Robert Walter (Vereinigtes Königreieh) fragte 
naeh den Vorstellungen der slowenisehen Ratspräsident- 
sehaft zur Lösung des Zypern-Konflikts, insbesondere 
angesiehts der türkisehen Bestrebungen zum Beitritt in 
die Europäisehe Union. Abg. Corien Jonker (Nieder- 
lande) fragte, ob es in den neuen Mitgliedstaaten der 
Europäisehen Union noeh Sehwierigkeiten bei der Ertei- 
lung von Visa gebe oder ob sieh diese Probleme in die 
angrenzenden Staaten verlagert hätten. Abg. Detlef 
Dzembritzki (Deutsehland, SPD) bezog sieh auf den Ko- 
sovo-Konfiikt und lobte den Glüeksfall der slowenisehen 
Ratspräsidentsehaft wegen der besonderen regionalen 
Kenntnisse Sloweniens. Riehtigerweise sei hervorgeho- 
ben worden, dass die Europäisehe Union zur Lösung die- 
ses Konflikts einheitlieh handeln müsse. Zu bedenken 
seien allerdings aueh die Vereinigten Staaten und die Rus- 
sisehe Föderation. Es sehe so aus, als ob die Vereinigten 
Staaten eine mögliehst sehnelle Anerkennung des Kosovo 
anstrebten und er frage sieh, ob dies Probleme für Europa 
verursaehen würde und wie Russland in das Gesehehen 
eingebunden werden könne. Die Frage sei, ob eine Eini- 
gung relativ sehnell erfolgen könne, denn dies sei essen- 
ziell für die Vermeidung zukünftiger Gewalt in der Re- 
gion. Im Hinbliek auf das Problem der Erteilung von Visa 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 11 - 


Drucksache 16/9729 


schloss er sich der Haltung an, dass Reisen in und Erfah- 
rungen mit anderen Ländern für das Demokratieverständ- 
nis junger Leute wesentlich seien. Es sei nicht erstaun- 
lich, dass es zu Unzufriedenheiten komme, wenn 
90 Prozent der jungen Leute im Kosovo gerne reisen 
wollten, durch die Visa-Bestimmungen jedoch daran ge- 
hindert würden. 

Staatssekretär Andrej Ster erwiderte im Hinblick auf 
die Zypemfrage, diese solle zwar nicht als Instrument ge- 
nutzt werden, um Druck gegenüber der Türkei aufzu- 
bauen, sie können aber ein Test dafür sein, inwieweit sich 
die Türkei tatsächlich an europäischen Standards orien- 
tiere. Er glaube, dass das Zypern-Problem vor dem EU- 
Beitritt der Türkei gelöst werden müsse. Er halte das Pro- 
blem der Visa-Beschränkungen nicht für ein Problem der 
neuen Mitgliedstaaten, sondern für eines der gesamten 
Europäischen Union. Die Visa-Politik mache Europa zu 
einer Festung und vernachlässige die positiven Wirkun- 
gen von Migration, nämlich den Kontakt zwischen Men- 
schen unterschiedlicher Staaten. Er stimme den Ausfüh- 
rungen des Abg. Dzembritzki zu und halte eine 
Lockerung der Visa-Politik für notwendig. Die rechtli- 
chen Voraussetzungen der Einreise müssten vorurteilsfrei 
überprüft werden. Jenseits aller sicherheits- und migra- 
tionspolitischen Bedenken müsse außerdem überlegt wer- 
den, was mit einer Visa- Politik tatsächlich erreicht wer- 
den solle. 

Bericht zu der Finanzierung von Auslandseinsätzen 
und der Rolle der nationalen Parlamente (Bericht- 
erstatter John Greenway, Vereinigtes Königreich) 
C/1984 

ln den nationalen Parlamenten würden immer wieder De- 
batten um die hinreichende Ausrüstung exterritorialer 
Operationen und um deren Finanzierung geführt, z. B. im 
Hinblick auf Einsätze im Irak, in Afghanistan und im 
Tschad. Die im Bericht aufgeführten Detailinformationen 
seien durch eine Befragung der nationalen Parlamente zu- 
sammengetragen worden. Der Bericht analysiere die Ver- 
fahren im Vereinigten Königreich, in Frankreich, im 
Deutschen Bundestag, in Belgien, in Spanien und in Ita- 
lien. Danach praktiziere das britische Parlament wohl das 
effektivste Modell haushaltsrechtlicher Kontrolle militä- 
rischer Operationen im Ausland, zumindest soweit die 
Truppen des Vereinigten Königreichs betroffen seien. Der 
Verteidigungsausschuss des Unterhauses spiele dabei eine 
wesentliche Rolle und untersuche geschätzte Ausgaben- 
forderungen. Gewünschte Informationen müsse das Ver- 
teidigungsministerium zuliefem. Auch im Deutschen 
Bundestag sei die parlamentarische Kontrolle von Aus- 
landseinsätzen sehr intensiv. Der Bundestag müsse dem 
Haushalt zustimmen, bevor die Regierung einen Einsatz 
beginnen könne. Jede Ausweitung des Mandats bedürfe 
ebenfalls der parlamentarischen Zustimmung. Im Ergeb- 
nis müssten alle Einsätze deutscher Truppen im Ausland 
parlamentarisch gebilligt werden. Nur im äußersten Not- 
fall könne die Regierung eine Interimsentscheidung tref- 
fen, die baldmöglichst durch das Parlament gebilligt wer- 
den müsse. Die langwierigen parlamentarischen Prozesse 
böten die Möglichkeit, die Auslandseinsätze in Öffent- 


lichkeit und Medien breit zu diskutieren. Das an Bedeu- 
tung wachsende Phänomen des Outsourcings finde aller- 
dings in einem Graubereich parlamentarischer Kontrolle 
statt. Das Europäische Parlament habe außerdem bereits 
mehrfach auf den Missstand hingewiesen, dass eine par- 
lamentarische Kontrolle im Hinblick auf die Finanzierung 
militärischer Operationen der Europäischen Union weder 
durch die nationalen Parlamente noch durch das Europäi- 
sche Parlament erfolge. Solange die Institutionen der Eu- 
ropäischen Union die Themen der Europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik ausklammerten, bleibe die 
Versammlung der WEU das relevante parlamentarische 
Gremium. 

Bericht zur parlamentarischen Kontrolle der Nachrich- 
tendienste (Berichterstatter: Paul Wille, Belgien) 
C/1983 

Der Berichterstatter erklärte, dass es bereits 2002 einen 
Bericht zu diesem Thema gegeben habe. Viele neue Ent- 
wicklungen rechtfertigten aber die Vorlage eines weiteren 
Berichts. Die Arbeit der Geheimdienste sei in Zeiten ei- 
ner kritischen Mediengesellschaft, in der die Öffentlich- 
keit ein Recht auf Aufklärung für sich in Anspruch 
nehme, ein schwieriges Thema. Es sei Aufgabe der Parla- 
mente, ein Gleichgewicht zwischen den Anforderungen 
des Geheimschutzes bei der Tätigkeit der Dienste und der 
Überwachung durch die Regierungen als legitimierte Or- 
gane zu schaffen. Angesichts der internationalen Natur 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit sei es auch essenziell. 
Kooperationsformen zwischen nationalen Parlamenten zu 
finden, um eine effektive Kontrolle gewährleisten zu kön- 
nen. Dabei sei zu bedenken, dass es die Parlamente seien, 
die für die ausreichende personelle und technische Aus- 
stattung der Nachrichtendienste zuständig seien. Die 
Tendenz seit dem 11. September 2001 sei gewesen. Frei- 
heitsrechte zugunsten einer effektiven Arbeit der Nach- 
richtendienste hintenan zu stellen. Parlamentarische Kon- 
trollgremien hätten daher größere Mühe als zuvor, sich 
Zugang zu Informationen zu verschaffen. Daneben hätten 
die Regierungen darauf gedrängt die Ermittlungsmöglich- 
keiten der Geheimdienste rechtlich auszubauen. Die Fra- 
gen seien daher, wie Parlamente die Nachrichtendienste 
effizienter kontrollieren könnten, wie Demokratie und 
Menschenrechte mit dem Erfordernis der Informationsge- 
winnung durch Nachrichtendienste in Einklang gebracht 
werden könnten und wie die politische Neutralität der 
Nachrichtendienste gewahrt werden könne. Die parla- 
mentarische Kontrolle werde seit Jahren nicht nur durch 
die Einführung neuer Techniken erschwert, die die Parla- 
mente außen vor ließen, sondern auch durch die Intema- 
tionalisierung der Arbeit der Nachrichtendienste. Wenn 
europäische Agenturen wie Europol mit exekutiven 
Rechten ausgestattet würden, werde die Etablierung eines 
parlamentarischen Überwachungssystems auf europäi- 
scher Ebene immer dringlicher. Außerdem müssten For- 
men der Zusammenarbeit zwischen parlamentarischen 
Überwachungsgremien unterschiedlicher Staaten entwi- 
ckelt werden. Daneben müssten die Methoden und Tech- 
nologien zur Informationsgewinnung unter Berücksichti- 
gung der Aufrechterhaltung demokratischer Prinzipien 
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gesetzlich neu geregelt werden. Parlamentarische Kon- 
trollgremien müssten mit technischen Voraussetzungen 
und Kenntnissen ausgestattet werden, um ihre Kontroll- 
funktion effizient ausüben zu können. 

Abg. Anna Benaki Psaronda (Griechenland) berichtete 
über die Verschärfung der Überwachungssysteme in Grie- 
chenland im Zusammenhang mit den Olympischen Spie- 
len von 2004, die teilweise seitdem in Betrieb geblieben 
seien. Sie habe daher aus ihrer parlamentarischen Praxis 
weitreichende Erfahrungen mit den Problemen der par- 
lamentarischen Kontrolle der Nachrichtendienste und 
dem Spannungsverhältnis zwischen dem Bedürfnis der 


Dienste nach Geheimhaltung und der Ausübung parla- 
mentarischer Rechte gemacht. Insoweit begrüße sie, dass 
der Bericht die Notwendigkeit internationaler rechtlicher 
Rahmenbedingungen für die parlamentarische Überwa- 
chung auch durch nationale Parlamente aufzeige. Dies 
würde es Parlamentariern unterschiedlicher Staaten er- 
möglichen, ihre Kontrollfunktion nach denselben Regeln 
auszuüben. 


Eduard Linter, MdB 
Stellv. Delegationsleiter 
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IV. Von der Versammlung verabschiedete Entschließungen 


Empfehlung 806 (2007)^ 

betr. die Überwachung der europäischen Seegrenzen - 
Antwort auf den Jahresbericht des Rates 


Die Versammlung, 

(i) in Anbetracht der Zunahme illegaler Aktivitäten auf den Meeren und insbesondere 
beim Drogenhandel und der Beförderung illegaler Einwanderer; 

(ii) in Anbetracht des Interesses der Europäischen Kommission an der Frage der Meeres- 
überwachung, wie aus den von ihr im Sommer 2007 angenommenen strategischen Eeitlinien 
hervorgeht; 

(Ui) mit Genugtuung über die vielen gemeinsamen europäischen 
Meeresüberwachungsaktivitäten, die im Rahmen der Richtlinien der Europäischen 
Kommission über Frontex koordiniert werden; 

(iv) außerdem mit Genugtuung über das Engagement der NATO bei der 
Meeresüberwachung in Verbindung mit der Bekämpfung des Terrorismus; 

(v) mit Bedauern über die mangelnde Koordinierung zwischen den Beteiligten der 
Aktionen auf See und den verschiedenen Stellen und - zivilen wie militärischen - 
Regierungsstellen in EU-Mitgliedstaaten; 

(vi) angesichts der Notwendigkeit eines globalen Ansatzes zum Informationsaustausch 
zwischen allen auf europäischer Ebene am Informationsaustausch Beteiligten; 

(vii) in Anbetracht der Zersplitterung und der mangelnden Interoperabilität, die in 
Situationen, bei denen es um Schiffe auf See geht, für Systeme wie auch für Daten 
kennzeichnend sind; 

(viii) im Bewusstsein der Bedeutung des Einsatzes luft- oder satellitengestützter Sensoren 
zur Überwachung von Situationen auf der Meeresoberfläche vor den Küsten Europas; 

EMPFIEHLT DEM RAT, DIE WEU-STAATEN ALS MITGLIEDER 

DER EUROPÄISCHEN UNION UM FOLGENDE MASSNAHMEN ZU BITTEN: 

1. Unterstützung der Bemühungen der Europäischen Kommission und von Frontex bei 
der Koordinierung der Einsatzmittel zur Überwachung der europäischen Seegrenzen; 

2. Übernahme der erforderlichen finanziellen Anstrengungen für die Beschaffung luft- 
und seegestützter Plattformen und von Informationsmanagementsystemen für die 
Seeüberwachung; 


von der Versammlung am 3. Dezember 2007 verabschiedet 


I 
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3. Gewährleistung der Koordinierung der verschiedenen in ihrem eigenen Land an der 
Seeüberwachung beteiligten Dienststellen und Benennung einer Aufsichtsbehörde für diesen 
Bereich; 

4. Harmonisierung der Bestimmungen und Strukturen der Mitgliedstaaten durch 
Anregung möglicher Änderungen ihrer jeweiligen Gesetzgebung, insbesondere im Hinblick 
auf Einwanderung und Menschenschmuggel; 

5. Koordiniemng der entsprechenden Einrichtungen der EU: des EUMS (Militärstab der 
Europäischen Union) und des PSC (Politisches und Sicherheitspolitisches Komitee) für die 
Seestreitkräfte der verschiedenen Staaten, der drei beteiligten Stellen (Fischerei, Grenzen und 
Schifffahrtssicherheit) und der Europäischen Kommission - eine entscheidende 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Arbeit als EU -Küstenwache; 

6. Verbindung mit den verschiedenen Positionierungssystemen (SPATIONAV in 
Frankreich, dem Integrated External Vigilance System in Spanien, VTS in Italien und VTMIS 
in Griechenland) sowie, soweit dies zweckmäßig ist, mit dem europäischen 
S atellitennavigationssystem Galileo ; 

7. Inbetriebnahme von SafeSeaNet (EU-Richtlinie vom 27. Juni 2002), dessen Aufgabe 
darin besteht, nationale Datenbanken miteinander zu vernetzen, um allgemeine Informationen 
über Schiffe zusammenzulegen (Merkmale, Zertifizierung, letzte Inspektionen, Fracht, 
Aufstellung der angelaufenen Häfen) und so ein Instmment zu schaffen, das nach seiner 
vollen Indienststellung die benötigten Fähigkeiten zur Küstenüberwachung bereitstellen 
wird; 

8. Ausbau der Überwachung des aktuellen Schiffsverkehrs unter Nutzung europäischer 
Weltraumeinsatzmittel und unter Einbeziehung des Satellitenzentrums in Torrejön (Spanien); 

9. Aufnahme einer engen Zusammenarbeit (Unterzeichnung von Abkommen und Hilfe) 
mit den Staaten am Südrand des Mittelmeers und an der afrikanischen Atlantikküste, um jede 
Form illegalen Schmuggels, ob nun von Menschen oder von Drogen, effektiv zu bekämpfen; 

10. Erarbeitung von Verfahren zum Austausch von Erkenntnissen zwischen 
einzelstaatlichen Behörden und denen der EU in Bezug auf die Überwachung des illegalen 
Schiffsverkehrs; 

1 1 . Einbeziehung der einzelstaatlichen Seestreitkräfte und Küstenwachen in die Arbeit der 
Grenzkontrollzentren in Madrid und Piräus und in die Frontex- Patrouillen. 


Empfehlung 807 (2007)^ 

betr. die Bemühungen Georgiens um Integration in die euroatlantischen Strukturen 

Die Versammlung, 

(ix) mit Genugtuung über die Bemühungen Georgiens, eine Agenda ehrgeiziger politischer 
und wirtschaftlicher Reformen zu betreiben, die allgegenwärtige Kormption zu bekämpfen 


^ von der Versammlung am 3. Dezember 2007 verabschiedet 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 16/9729 


und einen modernen Staat aufzubauen, der auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, guter 
Regierungsführung und den Grundsätzen der Marktwirtschaft bemht; 

(x) beeindruckt von der Wirtschaftsleistung Georgiens in den letzten Jahren trotz der 
Sanktionen, die Georgiens früher wichtigster Handelspartner, die Russische Föderation, 
gegenüber dem Land verhängte; 

(xi) allerdings feststellend, dass in Bereichen wie der politischen Transparenz, der 
Rechtsstaatlichkeit, der Unabhängigkeit der Justiz und der Verminderung der Armut noch 
wichtige Aufgaben zu bewältigen sind; 

(xü) feststellend, dass es auch beträchtlicher Anstrengungen bedarf, um durch Annahme 
eines effektiven Systems institutioneller “Checks and Balances” und die Ermöglichung der 
Entwicklung einer partizipativen Zivilgesellschaft eine funktionierende parlamentarische 
Opposition aufzubauen; 

(xiii) besorgt über den in die Höhe schießenden Verteidigungshaushalt des Eandes, 
nachdem seine Regierung jetzt beschlossen hat, den Ausgangshaushalt 2007 von 
US$ 298,3 Mio. zu verdreifachen, der nun insgesamt US$ 906 Mio. - nicht weniger als 25% 
der gesamten Staatsausgaben - ausmacht; 

(xiv) besorgt über die anhaltende Verschlechterung der Beziehungen zwischen Georgien 
und der Russischen Föderation, da dies negative Auswirkungen auf die Perspektiven für eine 
Eösung der Statusfrage in Bezug auf Abchasien und Südossetien haben dürfte; 

(xv) jedoch mit Genugtuung über die erzielten Fortschritte beim Abzug russischer Tmppen 
und militärischer Ausrüstung von georgischem Staatsgebiet entsprechend der Vereinbarung 
vom 31. März 2006 zwischen der Russischen Föderation und Georgien; 

(xvi) enttäuscht über das völlige Fehlen von Fortschritten bei den Verhandlungen über den 
künftigen Status von Abchasien und Südossetien; 

(xvii) mit Genugtuung über das nachdrückliche Eintreten der EU für die Souveränität und 
die territoriale Unversehrtheit Georgiens innerhalb seiner international anerkennten Grenzen 
und ihre Unterstützung aller Bemühungen um eine friedliche Beilegung der Konflikte in 
Abchasien und Südossetien; 

(xviii) mit der Auffordemng an die Parteien, frühere Vereinbarungen in vollem Umfang 
einzuhalten und in dem Konfliktgebiet und dessen Umgebung möglichst umfassende 
vertrauensbildende Maßnahmen zu ergreifen; 

(xix) in dem Bewusstsein, dass das Mandat und der Sachverstand für einen Versuch, diese 
Konflikte beizulegen, bei der OSZE und den VN - in Zusammenarbeit mit den direkt 
beteiligten Parteien - liegen; 

(xx) sich dessen bewusst, dass das Bündnis beim Prozess zur Beilegung der sezessio- 
nistischen Konflikte kein stärkeres Engagement anstrebt und dies auch nicht tun sollte; 

(xxi) der friedlichen Beilegung dieser Konflikte größtmögliche Bedeutung beimessend und 
sogleich mit Genugtuung über das Engagement der EU bei den Bemühungen zur Erreichung 
dieses Ziels, insbesondere durch die guten Dienste des EU-Sonderbeauftragten für den 
Südkaukasus und die Bereitstellung von Finanzhilfen für Wiederaufbau- und 
Wiederherstellungsprojekte in den betreffenden Regionen; 
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(xxii) die Auffassung vertretend, dass eine Beilegung der Konflikte auch von den 
Beziehungen der EU zu Russland abhängt, die zurzeit eine schwierige Phase der 
Neubewertung durchlaufen, die noch etwas dauern könnte; 

(xxiii) davon überzeugt, dass diese Neubewertung zu tragfähigeren und stabileren 
Beziehungen zwischen Beiden führen sollte, soweit diese Beziehungen auf gegenseitiger 
Achtung, entscheidenden gemeinsamen Interessen, dem beiderseitigen Einsatz für Sicherheit 
und Stabilität in ihrer gemeinsamen Nachbarschaft und der Bereitschaft Russlands beruhen, in 
den fraglichen Bereichen Zurückhaltung zu üben; 

(xxiv) betonend, dass Sicherheit, Stabilität und wirtschaftlicher Wohlstand in den nördlichen 
wie auch den südlichen Regionen des Kaukasus ein entscheidendes gemeinsames Interesse 
der EU und Russlands darstellen, das nur durch nachhaltige, konstruktive, positive und nach 
Möglichkeit verbundene Anstrengungen beider Seiten erreicht werden kann; 

(xxv) mit Unterstützung für die Strategie der EU zur Förderung des Wohlstands, der 
Sicherheit und der Stabilität in den Regionen östlich der Europäischen Union, insbesondere 
durch ihre Nachbarschaftspolitik; 

(xxvi) mit Genugtuung über die Aufstellung des Aktionsplans für die europäische 
Nachbarschaftspolitik (ENPAP) für Georgien, der am 14. November 2006 von beiden Seiten 
bekräftigt wurde und diese zum Ausbau der wirtschaftlichen Integration und zur Stärkung der 
bilateralen politischen Zusammenarbeit, auch auf dem Gebiet der Außen- und 
Sicherheitspolitik, verpflichtet; 

(xxvii) feststellend, dass Georgien einen wichtigen Prüfstein für die europäische 
Nachbarschaftspolitik und vor allem für die Fähigkeit der EU darstellt, gemeinsam mit ihren 
anderen strategischen Partnern Verantwortung für Sicherheit und Stabilität in ihrer 
Nachbarschaft zu übernehmen; 

(xxviii) in dem Bewusstsein der zunehmenden Bedeutung Georgiens als Transitland für Öl 
und Gas aus dem kaspischen Raum, wobei die Baku-Tbilisi-Ceyhan-Ölpipeline und die Baku- 
Tbilisi-Erzumm-Gaspipeline immer mehr zu strategischen Alternativkorridoren für die 
Energieversorgung der EU ausgebaut werden; 

(xxix) sich des Bestrebens Georgiens bewusst, in April 2008 auf dem NATO-Gipfel in 
Bukarest in den Membership Action Plan der NATO aufgenommen zu werden, jedoch mit der 
Feststellung, dass hierzu entsprechend den jüngsten Hinweisen des NATO-Generalsekretärs 
eine Reihe von Bedingungen erfüllt werden müssen, 

EMPFIEHLT DEM RAT, DIE EUROPÄISCHE UNION NACHDRÜCKLICH 
AUFZUFORDERN: 

12. ihre gezielte Politik der Unterstützung Georgiens bei der Verwirklichung seiner 
ehrgeizigen politischen und wirtschaftlichen Reformen fortzusetzen und zu verstärken, um 
auf der Grundlage von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, guter Regierungsführung und 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen einen modernen Staat aufzubauen; 

13. die finanzielle und technische Unterstützung für Projekte zur Vertrauensbildung zwischen 
Georgiern und den Volksgmppen der Abchasier und Osseten in den beiden abtrünnigen 
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Regionen bei gleichzeitiger Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung dieser 
Regionen zu verstärken, um auf diese Weise die Bedingungen zu verbessern, die zu einer 
friedlichen, dauerhaften und umfassenden Regelung ihres Status unter Einschluss der sicheren 
und würdevollen Rückkehr von Flüchtlingen und Binnenvertriebenen beitragen; 

14. alles in ihren Kräften Stehende zu tun, um eine neue Partnerschaftsvereinbarung mit 
Russland, die wiederum auf den entscheidenden gemeinsamen Interessen und beiderseitigen 
Verpflichtungen zu Sicherheit und Stabilität in ihrer gemeinsamen Nachbarschaft beruhen, 
herbeizuführen. 


Empfehlung 808 (2007)^ 

betr. die Zukunft des Atomwaffensperrvertrages 


Die Versammlung, 

(xxx) in Kenntnis einer Reihe von Initiativen hochgestellter Persönlichkeiten, von 
Nichtregierungsorganisationen und von Gruppen von Ländern, die zur vollständigen 
Beseitigung von Kernwaffen aufrufen; 

(xxxi) mit Respekt für die visionäre Kraft solcher Vorschläge, jedoch daran erinnernd, dass 
die Welt - wenn überhaupt - nur nach tief greifenden Verändemngen im internationalen 
Sicherheitsumfeld von Kernwaffen befreit werden kann, sodass darin ein langfristiges Ziel zu 
sehen ist; 

(xxxii) daran erinnernd, dass gegenwärtig nur die fünf ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen sowie Indien, Pakistan und Israel von der 
Notwendigkeit überzeugt sind, sich zur Gewährleistung ihrer Sicherheit auf Kernwaffen zu 
verlassen; dass Kasachstan, die Ukraine und Weißrussland die von der Sowjetunion 
übernommenen Nuklearwaffen wieder abgegeben haben und dass eine Reihe von Staaten 
nukleare Fähigkeiten besitzen, die zur Waffenentwicklung führen könnten, ihr militärisches 
Nuklearprogramm jedoch entweder aufgegeben haben oder ein solches Programm nie in 
Angriff nehmen wollten; 

(xxxiii) besorgt über die Zahl der Nuklearwaffen, die in den Vereinigten Staaten und in 
Russland in sofortiger Einsatzbereitschaft (hair-trigger alert) gehalten werden; 

(xxxiv) in der Ansicht, dass es, je mehr Nuklearwaffen - unter Einschluss in europäischen 
NATO-Staaten stationierter US-amerikanischer Waffen - disloziert bleiben, umso 
wahrscheinlicher ist, dass es zu Unfällen kommt, Waffen gestohlen werden oder spaltbares 
Material abgezweigt wird; 

(xxxv) in der Ansicht, dass, wenn die Kernwaffenstaaten sich nicht weniger als bisher auf 
nukleare Abschreckungswaffen verlassen, andere Staaten versucht sein werden, selbst 
Nuklearwaffen zu entwickeln oder zu erwerben, was gravierende negative Folgen für die 
Eindämmung der Verbreitung von Kernwaffen nach sich ziehen wird; 


^ Von der Versammlung verabsehiedeter Text am 3. Dezember 2007 
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(xxxvi) unter Hinweis auf die vom Rat der WEU ausgearbeitete und verabschiedete „Plattform 
über europäische Sicherheitsinteressen“, auch als die „Haager Plattform“ bekannt, und auf das 
Dokument mit dem Titel „Europäische Sicherheit: ein gemeinsames Konzept der 27 WEU- 
Staaten“, die beide gmndlegende Gedanken über die Rolle enthalten, die die nuklearen 
Waffen von zwei WEU/EU Mitgliedstaaten bei der Sicherheit Europas spielen, wohingegen 
die „Europäische Sicherheitsstrategie“ sich nicht mit der nuklearen Abschreckung 
auseinandersetzt; 

(xxxvii) in der Überzeugung, dass eine Kernwaffe in den Händen einer terroristischen 
Gmppiemng die erschreckendste aller Bedrohungen unserer Sicherheit darstellt; 

(xxxviii) in der Ansicht, dass ein Terroranschlag mit radiologischen Waffen dennoch 

wahrscheinlicher ist und ebenfalls verheerende Folgen haben könnte; 

(xxxix) in Anbetracht des zunehmenden Interesses an der zivilen Kerntechnik zur 
Stromerzeugung und daran erinnernd, dass die vorhergesagte weltweite Ausbreitung von 
Kernreaktoren und des Transports von Nuklearbrennstoffen zu einer Zunahme der 
Verbreitungsrisiken führen wird; 

(xl) mit Genugtuung über eine Reihe innovativer Initiativen zur Kontrolle des nuklearen 
Technologietransfers und des Handels mit Nuklearmaterial, um die Finanzierung illegaler 
Exporte von Nuklearmaterial ein z uschränken und Nuklearstandorte und -materialien zu 
sichern; 

(xli) jedoch in der Überzeugung, dass diese Maßnahmen nicht ausreichen, um mit den 
Gefährdungen durch Kernwaffen selbst oder mit dem Risiko umzugehen, dass 
Nuklearmaterial in die Hände terroristischer Gmppierungen gelangt, deren gefährlichste sich 
aktiv um Zugang zu Massenvernichtungswaffen bemühen, um möglichst großen Schaden 
anrichten zu können; 

(xlii) dementsprechend überzeugt von der Notwendigkeit, einen politischen Prozess 
einzuleiten, der zu einer deutlichen Vermindemng der Zahl stationierter Kernwaffen, 
verstärkten internationalen Bemühungen um die Verhindemng der Verbreitung, einer 
besseren Sicherung von Nuklearanlagen und der Errichtung eines international überwachten 
Brennstoffversorgungssystems für die Erzeugung von Kernenergie führt; 

Zum Kernsperrvertrag (NW) und zur Abrüstung 

(xliii) daran erinnernd, dass der NW - der Eckstein des internationalen 
Nichtverbreitungssystems - und die in ihm vorgesehenen Einschränkungen an 
Glaubwürdigkeit verlieren, wenn einzelne Staaten für ihre eigenen militärischen Zwecke den 
Schutz missbrauchen, den der Vertrag zivilen Nuklearaktivitäten gewährt; 

(xliv) die Auffassung vertretend, dass es Restriktionen bei der Zusammenarbeit im 
Nuklearbereich mit Staaten geben sollte, die sich aus dem Vertrag zurückziehen; 

(xlv) feststellend, dass zum Zeitpunkt der Errichtung des Vertrags die Möglichkeiten eines 
umfassenden Zugangs zu entscheidend wichtigen Nukleartechnologien wie der 
Urananreicherung oder der Wiederaufarbeitung von Plutonium nicht vorhergesehen wurden 
und dass es deshalb eines neuen Konsenses darüber bedarf, wie mit dem durch solche 
Technologien, deren Nutzung nicht durch den Vertrag untersagt ist, heraufbeschworenen 
Verbreitungsrisiko umgegangen werden soll; 
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(xlvi) daran erinnernd, dass alle Vertragsunterzeichner, auch die Kemwaffenstaaten, sich 
verpflichtet haben, Verhandlungen mit dem Ziel einer allgemeinen und vollständigen 
Abrüstung zu führen; 

(xlvii) in der Überzeugung, dass der diskriminierende Charakter des Vertrags, der zwischen 
Kernwaffenstaaten und Nichtkernwaffenstaaten unterscheidet, nur aufrechterhalten werden 
kann, wenn ernsthafte und weit reichende Abrüstungsbemühungen unternommen werden und 
dass es ohne solche Anstrengungen überaus schwierig sein wird, in das internationale 
Nichtverbreitungsregime neue Unterscheidungsmerkmale, wie den geregelten Zugang zu 
Kernbrennstoff, aufzunehmen; 

(xlviii) in dem Vertrauen, dass das Ergebnis der ersten Vorbereitungssitzung für die NVV- 
Überprüfungskonferenz im Jahre 2010 ein gewisses Maß an Optimismus angesichts des 
Willens zulässt, einen Fehlschlag wie auf der Überprüfungskonferenz von 2005 zu 
vermeiden; 

(xlix) mit Genugtuung über die Arbeit des Ausschusses 1540 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen und erinnernd an die Pflicht aller Staaten, die Nutzung ihres Staatsgebiets 
für Verbreitungsaktivitäten zu verhindern; 

(l) daran erinnernd, dass die Eindämmung der Verbreitung von Kernwaffen und ihrer 
Trägersysteme sowie verwandter Materialien eine umfassende Palette inländischer und 
internationaler Maßnahmen und die Nutzung der gesamten Kompetenzen der Polizei, der 
Nachrichtendienste und der Diplomatie, der Wirtschaft, des Handels und des Militärs 
verlangt; 

ß) mit Genugtuung darüber, dass die Europäische Union Anfang 2008 in Brüssel eine 
internationale Nichtverbreitungskonferenz ausrichten wird, die sich mit den entscheidenden 
Fragen der Zukunft des Nichtverbreitungsregimes beschäftigen wird; 

ßi) überzeugt von der wesentlichen Bedeutung des Abschlusses des 

Ratifizierungsprozesses des Umfassenden Atomsperrvertrags (CTBT); 

Zur Raketenabwehr 

ßii) Kenntnis nehmend von der Position Russlands, wonach die Bestrebungen der 
Vereinigten Staaten im Hinblick auf eine Raketenabwehr und die Aufstellung US- 
amerikanischer Raketenabwehranlagen in der Nähe der russischen Grenze das strategische 
Gleichgewicht zwischen den beiden Staaten in Frage stellen und die Gefahr eines erneuten 
Wettrüstens erhöhen aber auch Russlands Angebot zur Zusammenarbeit zur Kenntnis 
nehmend; 

ßv) in der Ansicht, dass abgestimmte Anstrengungen um die Aufdeckung von 
Raketenaktivitäten im Nahen Osten der Ausgangspunkt für ein umfassendes multilaterales 
Management der Bedrohung durch die Verbreitung ballistischer Raketen sein könnten; 

Zu Nordkorea 

(Iv) mit Genugtuung über den von der en Regierung bekanntgegebenen Abbau der 
Nuklearanlagen des Landes und daran erinnernd, dass es sich zwar um ein ebenso ehrgeiziges 
wie in seiner Umsetzung kostspieliges Ziel handelt, der Preis fortgesetzter er Vertrags- 
verletzungen jedoch weitaus höher wäre; 
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(Ivi) daran erinnernd, dass die Einbeziehung der internationalen Gemeinschaft auch 
erforderlich ist, was den Umgang mit den en Aktivitäten zur Verbreitung der 
Raketentechnologie angeht; 

(Ivii) in der Auffassung, dass die erfolgreiche Umsetzung der Vereinbarung mit Nordkorea 
einen hilfreichen Präzedenzfall darstellt, wenn es dämm geht, den Vertrag verletzende Staaten 
wieder dem NW- Regime zu unterwerfen; 

Zum Iran 

(Iviii) mit Genugtuung darüber, dass es dem Hohen Repräsentanten der EU, Javier Solana, 
nachdem er zunächst nur in den 3+3 -Prozess eingebunden war, gelungen ist, seine Rolle auf 
die des Sprechers der sechs beteiligten Staaten zu erweitern und daran erinnernd, dass er bei 
den laufenden Verhandlungen mit dem Iran über dessen Nuklearprogramm auch die volle 
Unterstützung Russlands, Chinas und der Vereinigten Staaten genießt; 

ßx) mit Genugtuung über die im August 2007 erreichte Vereinbamng zwischen dem Iran 
und dem Direktor der Internationalen Atomenergiebehörde über die uneingeschränkte 
Offenlegung der früheren Nuklearaktivitäten des Eandes; 

(Ix) in der Überzeugung, dass vor der Anwendung zusätzlicher Sanktionen zuerst der 
Bericht der Behörde über die früheren Aktivitäten des Irans und die Befolgung des Vertrags 
durch dieses Eand geprüft werden sollte; 

(Ixi) jedoch daran erinnernd, dass an dem zivilen Charakter des Nuklearprogramms des 
Irans und den künftigen Absichten des Eandes weiterhin ernste Zweifel bestehen; 

(Ixii) in der Ansicht, dass gmndsätzlich jeder Vertragstreue NW- Unterzeichnerstaat das 
Recht zur friedlichen Nutzung der Kernenergie unter Einschluss der Anwendung verwandter 
Technologien hat, jedes nicht Vertragstreue frühere oder gegenwärtige Verhalten seitens 
dieses Staates jedoch zusätzliche Zusichemngen über die friedliche Absicht seiner 
Nuklearaktivitäten nötig macht; 

(Ixiii) überzeugt von der Notwendigkeit, zur Abwendung der Gefahr einer Eskalation der 
gegenwärtigen Krise andere Möglichkeiten als die Aussetzung der Anreichemngsaktivitäten 
des Irans zu ergründen, die als überprüfbare Belege für den friedlichen Charakter seines 
Nuklearprogramms dienen können; 

(Ixiv) in der Überzeugung, dass jede Lösung für Schwierigkeiten bei der Überwachung und 
Verifiziemng der iranischen Nuklearaktivitäten voraussetzt, dass innerhalb sehr kurzer Zeit 
auch die Gmndlage für ein neues internationales System zur Regelung der Versorgung mit 
Kernbrennstoff für die zivile Stromerzeugung geschaffen wird; 

(Ixv) überzeugt, dass, sollte der Iran Kernwaffen erlangen, das strategische Gleichgewicht 
im Nahen Osten schwer wiegend gestört werden würde, was zur Verbreitung von 
Nuklearwaffen und zu größerer Unsicherheit in der gesamten Region führen würde; 

(Ixvi) in der tiefen Besorgnis, dass nur noch sehr wenig Zeit bleiben könnte, um den Iran 
daran zu hindern, die Geduld Israels und der Vereinigten Staaten zu erschöpfen und dass eine 
Militäraktion immer wahrscheinlicher wird; 
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EMPFIEHLT DEM RAT, DIE WEU-STAATEN ALS MITGLIEDER 

DER EUROPÄISCHEN UNION UM FOLGENDE MASSNAHMEN ZU BITTEN: 

15. Aufrechterhaltung des uneingeschränkten Engagements für den Prozess der Überprüfung 
des Nichtverbreitungsvertrags (NW) und insbesondere 

- Bemühungen um die Verständigung auf ein umfassendes Maßnahmenpaket gegen 
staatliche und nichtstaatliche Verbreitungsaktivitäten, 

- Ausbau der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des illegalen 
Handels mit Nuklearmaterialien, 

- Verbesserung der Hilfe für Staaten bei ihrem Vorgehen gegen Verbreitungsrisiken 
sowie 

- Arbeiten in Richtung auf den international überwachten Zugang zu Kernbrennstoffen 
für die Energieerzeugung; 


16. Einleitung öffentlicher Debatten und Abhaltung von Konferenzen über entscheidende 
Nichtverbreitungs- und Abrüstungsfragen, sobald die Ergebnisse der für Anfang 2008 
vorgesehenen EU- Nichtverbreitungskonferenz bekannt sind, um den öffentlichen Druck in 
Richtung auf deutliche Fortschritte bei den Verhandlungen über einen Sperrvertrag für die 
Spaltstoffproduktion, die Ratifizierung des Umfassenden Tests toppvertrags (CTBT) und des 
Nichtverbreitungsvertrags (NW- Überprüfüngskonferenz) zu erhöhen; 

17. Intensivierung der Bemühungen um die Stärkung des Ausschusses 1540 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen einschließlich der Einsetzung einer Gruppe 
internationaler Experten und bedeutender Persönlichkeiten zur Überprüfung von 
Vertragsverletzungen, um auf diese Weise das Bewusstsein zu wecken, das Profil von 
Nichtverbreitungsthemen in allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zu schärfen und die 
Legitimität von Maßnahmen gegen den Vertrag verletzende Staaten zu stärken; 

18. Unterstützung des gerade erst eingesetzten Hohen Vertreters der Vereinten Nationen für 
Abrüstungsfragen, der dem VN-Sicherheitsrat berichtet und Bestärkung seiner Anstrengungen 
um eine Koordinierungsrolle bei den internationalen Nichtverbreitungsbemühungen, der 
Anregung von Abrüstungsinitiativen und Beiträgen zur Verbesserung der generellen 
Sicherheitskultur im Kreise der VN-Mitgliedstaaten; 

19. Ermittlung einer Rolle für die Europäische Union bei der Umsetzung der Vereinbamng 
zum Abbau der nordkoreanischen Nukleareinrichtungen angesichts der für künftige 
Bemühungen um die nukleare Nichtverbreitung entscheidenden Bedeutung der erfolgreichen 
Rückfühmng eines nicht Vertragstreuen Staates in den Rahmen des Nichtverbreitungsvertrags 
(NW); 

20. Anregung des Hohen EU -Repräsentanten Javier Solana zu Überlegungen über innovative 
Möglichkeiten, den Iran dazu zu bewegen, seine Anreicherungspolitik zu ändern, um es 
Inspektoren der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) zu gestatten, den friedlichen 
Charakter der Nuklearaktivitäten des betreffenden Landes zu überwachen und zu überprüfen; 

21. Förderung des Gesprächs unter den 27 Mitgliedern der Europäischen Union über die 
Bedeutung der nuklearen Abschreckungswaffen Frankreichs und des Vereinigten Königreichs 
für die Sicherheit Europas; 
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22. genaue Verfolgung des Reykjavik Il-Prozesses und des Hoover-Plans zur Umsetzung 
politischer Empfehlungen mit dem Ziel einer deutlichen Verminderung der Kernwaffen und 
Förderung aller notwendigen Schritte in Richtung auf das langfristige Ziel einer 
kernwaffenfreien Welt. 


Empfehlung 809 (2007)'* 

betr. Herausforderungen für die transatlantische Sicherheit 

Die Versammlung, 

(Ixvii) (i) in dem Bewusstsein, dass die wichtigsten globalen 
Sicherheitsherausforderungen für die Welt von heute sich aus den traditionellen militärischen 
Bedrohungen entwickelt haben und ebenso vielschichtig wie unvorhersehbar sind; 

(Ixviii) (ii) daran erinnernd, dass der Terrorismus weiterhin weltweit die alles 

beherrschende Bedrohung für Stabilität und Frieden darstellt; 

(Ixix) (Hi) beunmhigt über die Gefahren der Verbreitung von Massenvemichtungswaffen 
und die katastrophalen Folgen, die entstehen könnten, sollten diese Waffen in die falschen 
Hände geraten; 

(Ixx) (iv.) in dem Bewusstsein, dass die Europäische Union und die Vereinigten Staaten 
zwar zurzeit die beiden wichtigsten Akteure sind, die gegen die neuen Bedrohungen vergehen 
können, der Aufstieg wirtschaftlicher und politischer Supermächte wie der Chinas und des zu 
neuer Stärke gelangten Russlands aber bedeutet, dass auch diese Staaten künftig unweigerlich 
in solchen Fragen mitreden wollen; 

(Ixxi) (v.) unter Hervorhebung der Tatsache, dass diese beiden Akteure enge 
Beziehungen aufgebaut haben, die im Wesentlichen das praktische Zusammenleben betreffen 
und bei denen bald die notwendige Zusammenarbeit, bald Konkurrenzbestrebungen im 
Vordergmnd stehen; 

(Ixxii) (vi.) erinnernd an die Erklärung des NATO-Gipfels von Riga, in der es heißt, dass 
das Nordatlantische Bündnis und die Europäische Union über „...gemeinsame Werte und 
strategische Interessen (verfügen)“ und eine nachdrückliche Unterstützung der EU als zur 
euroatlantischen Sicherheit beitragender Faktor unmissverständlich begrüßt werden; 

(Ixxiii) (vH.) in dem Bewusstsein, dass die Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Organisationen komplementär und somit für beide Seiten von Vorteil sein kann, da die Union 
bereits hoch relevante zivile Fähigkeiten besitzt, die der NATO fehlen, während die NATO 
mit ihren stark ausgebauten militärischen Fähigkeiten zurzeit immer noch der glaubwürdigste 
Garant traditioneller Sicherheit ist; 

(Ixxiv) (viii.) in dem Bewusstsein der gegenwärtigen Differenzen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten im Hinblick auf ihre weltweiten politischen Prioritäten und ihre 


^ Von der Versammlung am 4. Dezember 2007 verabschiedetet 
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unterschiedlich hohen Verteidigungsausgaben und Investitionen in Forschung und 
Technologie; 

(Ixxv) (ix.) zutiefst beunruhigt über die sich verschlechternde Sicherheitslage in 
Afghanistan, die zu einer Zunahme der Gewalt und einer Explosion des Schlafmohnanbaus 
geführt hat, der die Grundlage für einen Drogenhandel bildet, durch den die westlichen 
Gesellschaften untergraben werden und das Taliban-Regime finanziert wird; 

(Ixxvi) (x.) besorgt über Entwicklungen bei den Verhandlungen über den künftigen Status 
des Kosovo und sich voll und ganz der Tatsache bewusst, dass das Fehlen einer 
Verständigungslösung zwischen den Parteien eine neue Instabilität in der Region auslösen 
könnte; 

(Ixxvii) (xi.) feststellend, dass die Vereinigten Staaten zurzeit mit zwei NATO/EU- 
Mitgliedstaaten bilaterale Gespräche über die Stationierung von Einrichtungen zur 
Raketenabwehr auf deren jeweiligem Staatsgebiet führen, ohne dass zuvor in der NATO 
Konsultationen stattgefünden hätten; 

(Ixxviii) (xii.) besorgt über das Fehlen einer koordinierten Reaktion der EU auf diese 
Initiative, die strategische Auswirkungen auf die Sicherheit und die Verteidigung Europas hat; 

(Ixxix) (xiii.) feststellend, dass die Beauftragung privater Sicherheitsfirmen in gefährdeten 
Regionen/Ländem durch die Vereinigten Staaten und einige EU-Mitgliedstaaten zu 
Problemen mit der Sicherheit und im Kampfeinsatz geführt und Fragen nach der Effektivität 
solcher Firmen und der internationalen Kontrolle ihres bewaffneten Personals aufgeworfen 
hat; 

(Ixxx) (xiv.) mit Genugtuung über die öffentliche Unterstützung in Europa für eine 
Ausweitung der gemeinsamen Politik in auswärtigen Angelegenheiten und in den Bereichen 
Sicherheit und Verteidigung, jedoch beunruhigt durch die ständige Verschlechtemng der 
Haltung der europäischen Öffentlichkeit gegenüber der gegenwärtigen US-Administration 
und ihrer Politik. 

(Ixxxi) (xv.) in dem Bewusstsein der beträchtlichen Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der Öffentlichkeit in den Vereinigten Staaten und der in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union über Fragen wie die Beibehaltung der Option, bei einem Scheitern der diplomatischen 
Bemühungen im Iran militärische Gewalt anzuwenden, 

EMPFIEHLT DEM RAT, DIE MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN UNION 
NACHDRÜCKLICH ZU FOLGENDEN MASSNAHMEN AUFZUFORDERN: 

23. weitere Vertiefung des aktuellen NATO-EU-Dialogs, um den zwischen beiden Seiten 
bestehenden Kooperationsrahmen zu konsolidieren und ihnen so eine effizientere Nutzung 
von Synergien im militärischen und zivilen Krisenmanagement zu ermöglichen; 

24. Entwicklung eines proaktiveren europäischen Dialogs zur Erzielung eines Konsenses 
über globale Sicherheitsfragen, um auf diese Weise Zuversicht zu vermitteln und so ein Klima 
des politischen und öffentlichen Vertrauens entstehen zu lassen; 

25. uneingeschränkte, vereinte Unterstützung für und Einflussnahme auf die Suche nach 
einer dauerhaften Lösung für den künftigen Status des Kosovo; 
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26. Erarbeitung eines von europäischen Interessen bestimmten Raketenabwehrkonzepts, 
das mit dem Ballistic Missile Defense System (BMDS) der Vereinigten Staaten interoperabel 
und russischen Kooperationsvorschlägen zugänglich ist; 

27. Durchfühmng der erforderlichen Maßnahmen und engere Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten in Afghanistan, um die dortige Drogenindustrie einzudämmen; 

28. Steigemng der Investitionen in die verschiedenen neuen Technologien zur 
Bewältigung der neuen Bedrohungen der Sicherheit, zum Ausbau des Dialogs mit und der 
Umsetzung einer transparenteren Politik gegenüber der einzelstaatlichen Rüstungsindustrie, 
um auf diese Weise die technologische und industrielle Verteidigungsbasis der EU (EDTIB) 
zu stärken und nach größerer Transparenz der nationalen Wehrtechnikmärkte zu streben, 
damit unnötige Überschneidungen und Kosten vermieden werden. 

Empfehlung 810 (2007)® 

betr. Europa und die friedenserhaltenden Einsätze im Nahen Osten 

Die Versammlung, 

(Ixxxii) mit dem Ausdmck ihrer uneingeschränkten Unterstützung für die am Einsatz der 
Interimstruppe der Vereinten Nationen (UNIFIL II) im Eibanon und in den Mittelmeerländern 
beteiligten Streitkräfte der EU-Mitgliedstaaten; 

(Ixxxiii) ferner mit dem Ausdruck ihrer uneingeschränkten Unterstützung für das zur 
Polizeimission der Europäischen Union für die Palästinensischen Gebiete (EUPOE COPPS) 
und die Mission der Europäischen Union zur Unterstützung des Grenzschutzes am 
Grenzübergang Rafah (EU BAM Rafah) in den Gebieten unter palästinensischer Verwaltung 
abgestellte Personal; 

(Ixxxiv) in der Erwägung, dass die Europäische Union durch ihr aktives Engagement an der 
Bewältigung von Krisen im Nahen Osten einen wesentlichen Beitrag zu den Bemühungen um 
eine dauerhafte Lösung für die israelisch-palästinensische und die libanesische Krise leistet; 

(Ixxxv) in der Erwägung, dass für die dauerhafte Beilegung dieser Krisen in allererster Linie 
die führenden Politiker des Libanon, Israels und Palästinas verantwortlich sind; 

(Ixxxvi) in Anerkennung der entscheidenden Rolle, die den Vereinigten Staaten bei den 
Bemühungen um eine dauerhafte Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts 
zukommen muss; 

(Ixxxvii) in Anerkennung ferner der Bedeutung der Unterstützung des Nahost-Quartetts 

in seiner Eigenschaft als Rahmen für multilaterale Kontakte und Beschlussfassungen; 

(Ixxxviii) mit dem Ausdruck ihrer uneingeschränkten Unterstützung für den 
Sonderbeauftragten des Nahost-Quartetts im Nahen Osten, Tony Blair; 

(Ixxxix) die Tatsache bedauernd, dass die EU-Mitgliedstaaten während des Kriegs im Libanon 
im Jahr 2006 nicht mehr Einigkeit zeigten; 


^ Von der Versammlung am 4. Dezember 20007 verabschiedet 
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(xc) in der Erwägung, dass die Europäische Union bei der Bewältigung der Krisen im 
Nahen Osten eine größere Rolle hätte spielen können, wenn sie parallel zu UNIFIE II eine 
autonome militärische Krisenmanagementmission nach dem Muster ihrer Mission in der 
Demokratischen Republik Kongo (EUFOR RD Congo) im Jahr 2006 eingeleitet hätte; 

(xci) besorgt über den fortdauernden institutioneilen Stillstand im Eibanon; 

(xcii) die Bemühungen der Vereinigten Staaten um die Einberufung einer internationalen 
Nahost-Friedenskonferenz 2007 unterstützend; 

(xciii) die Ansicht vertretend, dass diese Konferenz nur erfolgreich sein kann, wenn sie 
greifbare Fortschritte in der Frage des endgültigen Status der Palästinensischen Gebiete und 
ihrer Umwandlung in einen souveränen Staat Palästina erzielt; 

(xciv) unter Hinweis auf die wichtige Rolle, die den Streitkräften aus den EU- 
Mitgliedstaaten innerhalb von UNIFIE II gemessen an der Zahl der eingesetzten Truppen und 
operativen Fähigkeiten zukommt; 

(xcv) die Ansicht vertretend, dass diese EU -Präsenz noch verstärkt würde, wenn die 
Anstrengungen gleichmäßiger unter die 27 Mitgliedstaaten aufgeteilt wären; 

(xcvi) in der Erwägung, dass die größten Anstrengungen im Bereich des militärischen 
Krisenmanagements sowohl in der EU als auch in der NATO stets von denselben wenigen 
Mitgliedstaaten unternommen werden, was wegen des fehlenden gemeinsamen 
Finanzierungsmechanismus für die Operationen auf EU oder transatlantischer Ebene zu 
Problemen der Überbelastung der Tmppen, schwerwiegendem Materialverschleiß und 
höheren Kosten für die betroffenen Mitgliedstaaten führt; 

(xcvii) die Bemühungen der Europäischen Union um den Ausbau von autonomen 
militärischen Krisenmanagement-Fähigkeiten mit der Option des Rückgriffs auf die Befehls-, 
Kontroll- und Planungskapazitäten der NATO im Rahmen der Berlin-Plus-Vereinbarungen 
unterstützend; 

(xcviii) in der Erwägung, dass dieser Prozess der Stärkung der militärischen Kapazitäten der 
EU richtigerweise parallel zu den Anstrengungen zur Stärkung der zivilen und humanitären 
sowie der Fähigkeiten der Unterstützung für Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit erfolgt; 

(xcix) jedoch die Ansicht vertretend, dass die Europäische Union niemals in der Eage sein 
wird, zu einem den Vereinigten Staaten und anderen internationalen Machtzentren 
gleichwertigen autonomen globalen Akteur zu werden, wenn sie sich nicht mit allen 
politischen und militärischen Mitteln ausstattet, die für die Planung, Befehlsgewalt und 
Durchfühmng der auf eigene Initiative oder auf Anforderung der Vereinten Nationen oder 
anderer internationaler Gremien, wie beispielsweise der Afrikanischen Union, beschlossenen 
Krisenbewältigungsoperationen erforderlich sind; 

(c) ferner die Ansicht vertretend, dass die Entwicklung autonomer europäischer 
militärischer Fähigkeiten das Bemühen um eine gemeinsame harmonisierte, doktrinäre und 
konzeptuelle Grundlage für militärische Knisenbewältigungsoperationen beinhaltet, die auch 
die Einsatzregeln für die Streitkräfte (operative Vorbehalte) umfasst; 
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(ci) in der Erwägung ferner, dass der humanitären Hilfe für die Zivilbevölkerung eine 
entscheidende Bedeutung bei den friedenserhaltenden Maßnahmen zukommt und sie deshalb 
von einer einzigen Behörde koordiniert werden muss, 

EMPFIEHLT DEM RAT, DIE AN UNIFIL II IM LIBANON UND AN DEN EU- 
MISSIONEN EUPOL COPPS UND EU BAM RAFAH BETEILIGTEN 
MITGLIEDSTAATEN AUFZUFORDERN: 

29. ihr gegenwärtiges Engagement in Abhängigkeit von den Entwicklungen der 
Sicherheitslage im Libanon und in den Palästinensischen Gebieten aufrechtzuerhalten und 
gegebenenfalls zu verstärken; 

30. ins Auge zu fassen, eine eigenständige zivil-militärische 
Sicherheitsunterstützungsoperation in den palästinensischen Gebieten ins Leben zu rufen zur 
Unterstützung und Stärkung der Palästinensischen Behörde im Rahmen der Umsetzung der 
im November 2007 auf der Konferenz in Annapolis getroffenen Beschlüsse; 

31. ihre jeweiligen nationalen Politiken im Hinblick auf den Libanon und die 
palästinensischen Gebiete besser abzustimmen, um die Rolle der Europäischen Union bei 
ihren Bemühungen um die Lösung der aktuellen Krise - nach vorheriger Zustimmung der 
betroffenen Parteien - zu stärken; 

32. sich für eine ausgewogenere Beteiligung der EU-Mitgliedstaaten an den 
Krisenbewältigungsoperationen im Nahen Osten und anderen Regionen einzusetzen, um zu 
vermeiden, dass bestimmte Mitgliedstaaten sich mehr engagieren als andere, weil dies zu 
Spannungen führt und der gemeinsamen Sache schadet; 

33. sich - ausgehend von der unbestrittenen Tatsache, dass die gemeinsamen Einsatzregeln 
die operative Wirksamkeit von Operationen am Boden in Einklang mit den von den 
nationalen Parlamenten in den jeweiligen Mitgliedstaaten festgelegten Mandaten erhöhen - 
um einen höchstmöglichen Grad an Harmonisierung bei den Einsatzregeln der einzelnen 
nationalen Kontingente zu bemühen; 

34. sicherzustellen, dass die zivile und militärische Verantwortung für friedenserhaltende 
Operationen möglichst immer bei einem Missionsleiter liegt, dessen Aufgabe es ist, die 
Aktivitäten der internationalen zivilen Organisationen, wie beispielsweise der den Vereinten 
Nationen angeschlossenen Organisationen und anderer Gremien sowie der 
Nichtregierungsorganisationen (NRO), über eine zivil -militärische Zelle (CIMIC - Civil- 
Military Cooperation) zu koordinieren; 

35. die Versammlung kontinuierlich über die Entschließungen zur Beteiligung 
europäischer Tmppen an UNIFIL II im Libanon und des an die Missionen EUPOL COPPS 
und EU BAM Rafah in den Palästinensischen Gebieten abgestellten Personals sowie über die 
Zielsetzungen dieser Missionen und die zur Umsetzung dieser Ziele ergriffenen Maßnahmen 
zu unterrichten. 
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Empfehlung 811 (2007)*^ 

betr. terroristische Aktivitäten an der türkisch-irakischen Grenze 

Die Versammlung, 

i. in Anbetracht dessen, dass die Türkei Vollmitglied der NATO und assoziiertes 
Mitglied der WEU ist; 

ii. unter Hinweis darauf, dass die Türkei Beitrittskandidat für die Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union und bereit ist, bei der Terrorbekämpfung mit der EU 
zusammenzuarbeiten, und sich an EU-Operationen im Rahmen der GASP beteiligt; 

iii. unter Hinweis darauf, dass die PKK seit 2002 auf der EU-Eiste der verbotenen 
Terrororganisationen steht und dass die EU wiederholt Unterstützung für das Recht der 
Türkei geäußert hat, ihre Bürger vor terroristischen Angriffen zu schützen; 

iv. unter Verurteilung der jüngsten terroristischen Anschläge der PKK, die erneut zum 
Tode von türkischen Soldaten geführt haben; 

V. unter Hinweis darauf, dass das türkische Parlament die Regiemng des Landes 
bevollmächtigt hat, Streitkräfte zu grenzüberschreitenden Operationen im Irak zu entsenden, 
sofern dies bei der Bekämpfung der PKK erforderlich sein sollte; 

vi. unter Hinweis darauf, dass die EU - Präsidentschaft erklärt hat, dass die 
Staatengemeinschaft “Anstrengungen der Türkei zum Schutze ihrer Bevölkemng und zur 
Terrorismusbekämpfung unter gleichzeitiger Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze, der 
Erhaltung des Weltfriedens und des regionalen Friedens und der Stabilität und Unterlassung 
jedweder unangemessener militärischer Aktionen unterstützen muss”; 

vii. ferner unter Hinweis darauf, dass die EU-Präsidentschaft es für äußerst wichtig hält, 
den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen der Regierung der Türkei und der Regierung 
des Iraks bei der Behandlung dieses Problems zu stärken und dass sie die irakische Regierung 
und die kurdische Regionalregierung aufgerufen hat sicherzustellen, dass die türkischen 
Grenzen respektiert werden und garantiert wird, dass das irakische Staatsgebiet nicht für 
irgendwelche terroristischen Akte, die gegen die Türkei gerichtet sind, benutzt wird; 

viii. unter Hinweis auf die Erklärung des irakischen Präsidenten Talabani, dass es nicht im 
Interesse des Iraks liege, dass die PKK kurdische Ansprüche durch Terrorismus geltend 
macht; 

vix. unter Hinweis auf die verschiedenen jüngsten Sicherheitsvereinbarungen, die 
zwischen dem Irak und der Türkei im Zusammenhang mit der Bekämpfung der PKK 
geschlossen wurden; 


^ Von der Versammlung am 4. Dezember 2007 verabsehiedet 
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X. sich dessen bewußt, dass die Türkei die territoriale Unversehrtheit, die Souveränität 
und Einheit des Iraks unterstützt; 

xi. die Aufassung vertretend, dass eine stabile nördliche, überwiegend kurdische Region 
des Iraks auch für die Türkei von Vorteil ist, nicht zuletzt aufgrund ihrer Rolle als eines 
ökonomischen Grundpfeilers der Region; 

xii. die Auffassung vertretend, dass eine umfassende türkische grenzüberschreitende 
Operation auf irakischem Staatsgebiet die Stabilität in diesem Lande negativ beeinträchtigen 
könnte; 

xiii. die Auffassung vertretend, dass Nachrichtendienste eine wichtige Rolle bei der 
Bekämpfung von Terrorismus spielen; 

xiv. die verstärkte Zusammenarbeit zwischen der Türkei und den Vereinigten Staaten 
feststellend, die einen rechtzeitigen Austausch nachrichtendienstlicher Erkenntnisse vorsieht 
mit der Möglichkeit, eine Strafverfolgung in die Wege zu leiten, um der PKK aus dem 
nördlichen Irak ausgehenden Bedrohung, ein Ende zu sehen; 

XV. feststellend, dass die Türkei an ihre Verbündeten und die Staatengemeinschaft 
appelliert hat, auf die terroristischen Aktivitäten an ihren Grenzen zum Irak zu reagieren. 


EMPFIEHLT DEM RAT, DIE WEU-STAATEN ALS MITGLIEDER DER 
EUROPÄISCHEN UNION AUFZUFORDERN: 

1. die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um alle auf ihrem Staatsgebiet in 
Verbindung mit der PKK stehenden Aktivitäten zu verhindern, insbesondere solche illegalen 
Aktivitäten wie die Rekrutierung von Terroristen, die Anstiftung zu Hass und Gewalt, 
Geldwäsche, Drogenhandel und der Handel mit Waffen und Sprengkörpern unter 
gleichzeitiger strikter Anwendung der Bestimmungen des EU -Rates über spezifische 
restriktive Maßnahmen gegenüber bestimmten Personen und Entitäten mit dem Ziel der 
Terrorismusbekämpfung ; 

2. die irakische Regierung und die kurdische Regionalregiemng bei ihren Bemühungen 
zur Verhindemng und Unterbindung von terroristischen Aktivitäten der PKK auf irakischen 
Staatsgebiet zu unterstützen; 

3. weiterhin die Türkei zu bitten, Abstand zu nehmen von der Ergreifung jedweder 
unangemessener militärischer Aktionen bei der Bekämpfung des PKK - Terrorismus; 

4. die Türkei zu ermutigen, ihren politischen Reformprozess unter Wahrung der Rechte 
aller Bürger einschließlich jener kurdischer Abstammung fortzusetzen; 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 16/9729 


5. die in der Region lebenden kurdischen Gemeinschaften aufzufordern, die Erhaltung 
ihrer kulturellen Identität ausschließlich durch friedliche Mittel fortzusetzen. 

Empfehlung 812 (2007)’ 

betr. den Reformvertrag und die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik - 
Antwort auf den Jahresbericht des Rates 


Die Versammlung, 

(i) mit Genugtuung über die Annahme des Reformvertrags, mit der einer beispiellosen 
Identitätskrise der EU ein Ende gesetzt und es der Union ermöglicht werden könnte, ihre 
Energien auf eine Reihe dringlicher strategischer Fragen zu konzentrieren; 

(ii) allerdings bedauernd, dass der Text des Vertrags für europäische Bürger noch weniger 
lesbar ist als der des Verfassungsvertrags; 

(Ui) in dem Bewusstsein, dass die NATO in absehbarer Zukunft für die gemeinsame 
Verteidigung verantwortlich bleiben wird und die Verwirklichung einer gemeinsamen 
europäischen Verteidigung zum gegenwärtigen Zeitpunkt weiterhin ein Fernziel darstellt; 

(iv) außerdem in dem Bewusstsein, dass die Bestimmungen des Reformvertrags über eine 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sich nicht auf die Verantwortung der 
Mitgliedstaaten für die Formulierung und Führung ihrer eigenen Außenpolitik auswirken oder 
den spezifischen Charakter ihrer Sicherheits- und Verteidigungspolitik beeinträchtigen 
werden und dass nach diesen Bestimmungen eine einheitliche, kohärente und nachhaltige 
europäische Außenpolitik in absehbarer Zukunft nicht zu Stande kommen wird; 

(v) feststellend, dass die Bestimmungen über die GASP der Kommission keine neuen 
Befugnisse für die Initiiemng von Beschlüssen geben und auch die Rolle des Europäischen 
Parlaments nicht stärken; 

(vi) in der Erwägung, dass die GASP spezifischen Regeln unterliegt, die gewährleisten, 
dass diese Fragen innerhalb des intergouvernementalen Bereichs bleiben werden; 

(vii) bedauernd, dass der Reformvertrag trotz mehrjähriger engagierter 
Vorbereitungsbemühungen durch Politiker einerseits und institutioneile Experten und 
Verfassungsrechtler andererseits insbesondere in dem Teil über die GASP ein peinliches 
Demokratiedefizit aufweist; 

(viii) feststellend, dass dieses Fehlen eines effektiven Systems von „Checks and Balances“ 
bei den europäischen Bürgern nur den Eindruck verstärken wird, dass das europäische 
Aufbauwerk einen Mechanismus darstellt, den Juristen, Diplomaten und andere 


’ Von der Versammlung am 4. Dezember 2007 verabschiedet 
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Repräsentanten, die kein wirkliches Interesse an partizipativer Demokratie haben, hinter 
ihrem Rücken organisieren; 

(ix) in der Ansicht, dass das oft vorgebrachte Argument, nationale Parlamente könnten die 
Beteiligung ihrer eigenen Regierungen an GASP/ESVP- Entscheidungen überwachen, nur 
zum Teil zutreffend ist; 

(x) in der Ansicht, dass die intergouvernementale GASP sich in einem System kollektiver 
Überprüfung widerspiegeln muss, das von nationalen Parlamentariern im Rahmen einer 
europäischen interparlamentarischen Versammlung angewandt wird; 

(xi) bedauernd, dass der Reformvertrag keine Bestimmungen für einen Mechanismus zur 
Information und Anhörung eines Gremiums aus Vertretern der nationalen Parlamente oder 
zur direkten Information der nationalen Parlamente über diese Fragen vorsieht, obwohl diese 
das letzte Wort haben, wenn es um die Einleitung und Finanzierung von Operationen geht; 

(xii) in der Ansicht, dass eine Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament indirekt 
zu einer besseren kollektiven Unterrichtung über die GASP und die ESVP führen könnte, dies 
jedoch ausschließlich von dem guten Willen eines Europäischen Parlaments abhängen wird, 
das ständig darum kämpfen muss, seine eigenen Zuständigkeiten - auch gegenüber den 
nationalen Parlamenten - zu erweitern und zu definieren; 

(xiii) in der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten, wenn sie darauf bedacht sind, die 
europäischen Bürger und die nationalen Parlamente nicht einer GASP zu entfremden, die in 
den Medien ein ausgeprägtes Profil aufweist und weltweit wie zuhause ein entscheidender 
Faktor der europäischen Identität sein kann, alles Erforderliche tun müssen, um 
nationalistische Tendenzen zurückzudrängen und dass die am nächsten liegende Antwort auf 
diese Herausfordemngen gegeben würde, wenn die Versammlung der WEU in ihrer 
Eigenschaft als Interparlamentarische Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungsversammlung in Fragen der europäischen Sicherheit und Verteidigung 
weiterhin eine demokratische Kontrolle ausübte und ihre Erfahrungen auf diesem Gebiet den 
nationalen Parlamenten zur Verfügung stellte; 


EMPFIEHLT DEM RAT 


die Unterstützung der Aktivitäten der Versammlung im Hinblick auf die demokratische 
Kontrolle europäischer Sicherheits- und Verteidigungs fragen und die Bereitstellung ihrer 
Erfahrungen auf diesem Gebiet für die nationalen Parlamente. 
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RICHTLINIE 126 (2007)* 

betr. den Reformvertrag und die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik - 
Antwort auf den Jahresbericht des Rates 


Die Versammlung, 

(i) entschlossen, ihren Sachverstand und ihre praktische Erfahmng auf dem Gebiet der 
Prüfung der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik den nationalen 
Parlamentariern aller europäischen Staaten zur Verfügung zu stellen; 

(ii) in dem Bewusstsein, dass die auf den Versammlungsbeschlüssen 27, 28 und 29 
beruhenden derzeitigen Bestimmungen über die verschiedenen Kategorien an ihren 
Aktivitäten teilnehmender nationaler Delegationen es an Transparenz fehlen lassen; 

(Ui) in der Ansicht, dass es erforderlich ist, die derzeitigen Statuskategorien nach 
folgendem Modell zu vereinfachen: 

(a) Mitglieder — alle EU-Mitgliedstaaten 

Zu dieser Kategorie gehören die gegenwärtigen Vollmitglieder (Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Griechenland, Italien, Euxemburg, die Niederlande, Portugal, Spanien und das 
Vereinigte Königreich), die assimilierten Mitglieder (Bulgarien, Estland, Eettland, Eitauen, 
Polen, Rumänien, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik und Ungarn), die 
ständigen Beobachterstaaten (Dänemark, Finnland, Irland, Österreich und Schweden) und die 
assimilierten ständigen Beobachter (Malta und Zypern). Die Delegationen dieser Staaten, die 
allesamt der EU angehören, haben alle die gleichen Rechte, jedoch mit der Maßgabe, dass bis 
die Finanziemng des Haushalts der Versammlung von den 27 übernommen wird, nur 
Mitglieder der Delegationen der 10 Unterzeichner des geänderten Brüsseler Vertrags über den 
Haushalt abstimmen können, Präsident oder Vizepräsident der Versammlung sein und ihre 
Sprache als Amtssprache anerkennen lassen können. 

Bei der Benennung von Vertretern und Stellvertretern sollten die an den Arbeiten der WEU- 
Versammlung teilnehmenden nationalen Parlamente sicherstellen, dass insbesondere 
Vorsitzende oder Mitglieder ihrer Verteidigungsausschüsse integrierende Bestandteile ihrer 
Delegationen sind. 

(b) Assimilierte Mitglieder — der NATO, aber nicht der EU angehörende Mitglieder 

Mitglieder dieser Delegationen ( Island, Norwegen, die Türkei) haben die gleichen Rechte 
wie die Mitglieder von Delegationen von Unterzeichnerstaaten der vorgenannten Kategorie, 
jedoch zusätzlich mit der Maßgabe, dass sie Mitberichterstatter sein dürfen, aber nicht dem 
Präsidium der Versammlung oder dem Vorstand eines Ausschusses angehören können und 
nur auf Ausschusssitzungen mit abstimmen dürfen. 


Von der Versammlung am 4. Dezember 2007 verabsehiedet 
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(c) Partner - andere europäische Staaten 

Zu dieser Kategorie gehören Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Bosnien und Herzegowina, 
Georgien, Kroatien, die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien, die Republik Mol- 
dau, Montenegro, die Russische Föderation, Serbien und die Ukraine. 

Die Mitglieder dieser Delegationen können an Plenartagungen und allen von der 
Versammlung veranstalteten Kolloquien und Seminaren teilnehmen. Ebenso nehmen sie auto- 
matisch (ohne förmliche Einladung) an allen ordentlichen Sitzungen des Politischen Aus- 
schusses, des Verteidigungsausschusses und des Ausschusses für Technologie und Raumfahrt 
in Paris teil. 

Bei allen diesen Sitzungen haben sie Rederecht und dürfen Änderungsanträge einbringen, 
verfugen aber über kein Stimmrecht. 

(d) Beobachter 

Der Präsident der Versammlung kann vorbehaltlich der Zustimmung des Erweiterten Präsi- 
dialausschusses Delegationen anderer Parlamente und interparlamentarischer Versammlungen 
zur Teilnahme an Tagungen der Versammlung als parlamentarische Beobachter einladen. 

Nach dem Ermessen des Präsidenten können parlamentarische Beobachter sich an 
Plenardebatten der Versammlung beteiligen. Sie dürfen sich zu Wort melden, aber nicht mit 
abstimmen oder Änderungsanträge einbringen. 

Nach dem Ermessen der Ausschussvorsitzenden erhalten parlamentarische Beobachter die 
Möglichkeit zur Teilnahme an ordentlichen Sitzungen des Politischen Ausschusses und des 
Ausschusses für Technologie und Raumfahrt in Paris. Sie dürfen sich zu Wort melden, aber 
nicht mit abstimmen oder Änderungsanträge einbringen. 


BITTET DEN GESCHÄFTSORDNUNGSAUSSCHUSS, 

die erforderlichen Regelungen zu erarbeiten, um die verschiedenen Statuskategorien der an 
den Arbeiten der Versammlung teilnehmenden nationalen Delegationen auf die oben 
beschriebene Weise zu vereinfachen und die Geschäftsordnung entsprechend anzupassen. 
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Empfehlung 813 (2007)'^ 

betr. die Haushalte der ministeriellen Organe der WEU für 2007 

Die Versammlung, 

i. in Anbetracht dessen, dass der Rat der Versammlung die Haushalte der ministeriellen 
Organe für das Haushaltsjahr 2007 übersandt hat; 

ii. in Anbetracht dessen, dass die genehmigten derzeitigen Betriebshaushalte nunmehr 
nur das Generalsekretariat, die Verwaltung und die Verwaltungsmitarbeiter in Paris betreffen; 

Ui. in Anbetracht dessen, dass die genehmigten Haushalte auch die Pensionen für 
ausgeschiedene Mitglieder der ministeriellen Organe, d. h. das Generalsekretariat, das Institut 
für Sicherheitsstudien, das nunmehr der Europäischen Union übertragen wurde, und die 
ehemaligen Ministerialorgane in Paris (PMO) umfassen; 

iv. in Anbetracht dessen, dass die Gesamtsumme aller Haushalte der ministeriellen 
Organe für 2007 wie genehmigt sich bislang auf 5.578.952 € beläuft, was eine Verringemng 
um 28,21% im Vergleich zu 2006 bedeutet infolge der Übertragung sämtlicher 
Rüstungszusammenarbeit von der WEU auf die Europäische Verteidigungsagentur; 

V. unter Hinweis auf die in vorigen Jahren vorgenommenen Kürzungen bei den Kosten 
für den Betrieb der ministeriellen Organe der WEU (eine Verringemng von 2,85 % im Jahre 
2005 im Vergleich zu 2004 und von 5,84 % im Jahre 2006 im Vergleich zu 2005), 

EMPFIEHET DEM RAT, 

1. bei der Erstellung der Haushalte nicht nur die Inflationsrate zu berücksichtigen, sondern 
auch den Zuwachs bei den Löhnen, wie er im Rahmen der koordinierten Organisationen^® 
beschlossen wurde; 

2. unverzüglich die unbefriedigende Situation in Bezug auf die nicht abgeglichenen WEU 
Haushalte aus den früheren Jahren anzugehen; 

3. eine gründliche Überprüfung der restlichen Zuständigkeiten des Generalsekretariats 
vorzunehmen mit dem Ziel einer Rationalisiemng der generellen Verwaltung der WEU. 


^ Von der Versammlung am 4. Dezember 2007 verabsehiedet 

Außer der WEU gehören folgende fünf Organisationen dazu: NATO, OECD, der Europarat, die Europäische 
Weltraumagentur und das European Centre for Medium-Range Weather Forecasts (ECMWF). 
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Empfehlung 814 (2007)“ 

betr. europäische Initiativen im Hinblick auf den “Soldaten der Zukunft“ 


Die Versammlung, 

(cü) in der Erwägung, dass die auf nationaler Ebene, innerhalb der NATO und im Rahmen 
des Ausbaus der autonomen militärischen Kapazitäten der Europäischen Union 
vorgenommene Umwandlung der europäischen Eandstreitkräfte für die Stärkung der 
Kapazitäten Europas im Bereich der Gesamtverteidigung von entscheidender Bedeutung ist; 

(ciii) in der Erwägung, dass die europäischen Programme für den Soldaten der Zukunft ein 
ebenso wichtiges Element dieses Prozesses darstellen wie der Ausbau der netzwerkgestützten 
Fähigkeiten und die kontinuierliche Verbesserung der Instmmente für die Planung und den 
Einsatz der Eandstreitkräfte; 

(civ) unter Hinweis auf die zunehmende Zahl von Frauen, die aktiven Dienst in den EU- 
Landstreitkräften leisten; 

(cv) die Notwendigkeit betonend, die physischen Voraussetzungen und besonderen 
Bedürfnisse von Frauen bei der Konzeption der Ausrüstung für den europäischen Soldaten der 
Zukunft zu berücksichtigen; 

(cvi) in der Erwägung, dass die Programme des Soldaten der Zukunft zudem und zusätzlich 
zu ihren operativen Vorteilen den Beweis für das Know-how und die Forschungs- und 
Technologieentwicklungskapazitäten Europas auf dem Gebiet der Verteidigung liefern; 

(cvii) die Ansicht vertretend, dass die laufenden nationalen Programme bereits zu weit 
fortgeschritten sind, um in ein gemeinsames europäisches Programm einzufließen; 

(cviii) in der Erwägung, dass die Koordinierung zwischen den Verteidigungsstäben und den 
maßgeblichen Arbeitsgruppen der NATO und der Europäischen Verteidigungsagentur 
unabdingbar ist, wenn die laufenden Programme im Hinblick auf eine gemeinsame Definition 
der Anforderungen und eine Harmonisierung der Standards, Verfahren und Ausrüstung in den 
nächsten Jahren weiterentwickelt und verbessert werden sollen; 

(cix) in der Erwägung, dass die Interoperabilität zwischen den derzeit konzipierten 
Systemen des Soldaten der Zukunft in einem Kontext kombinierter und gemeinsamer 
Operationen eine wesentliche Voraussetzung für die Effizienz und den Erfolg von 
Operationen ist; 

(cx) in der Erwägung, dass aufgmnd der Tatsache, dass die Soldaten der Zukunft bereits 
jetzt in die Streitkräfte eintreten, über EU-weite netzwerkgestützte operative Fähigkeiten und 
die entsprechenden doktrinären und operativen Konzepte nachgedacht werden sollte, um eine 
schrittweise Konvergenz zwischen den europäischen Eandstreitkräften zu gewährleisten, die 
wahrscheinlich an gemeinsamen Einsätzen teilnehmen werden; 


" Von der Versammlung am 4. Dezember 2007 verabschiedet 
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(cxi) die Ansicht vertretend, dass die NATO und die EU-Mitgliedstaaten im Hinblick auf 
die Programme des Soldaten der Zukunft und zum Schutz der Streitkräfte bedeutende 
Anstrengungen im Bereich der Forschung und Technologieentwicklung unternehmen müssen; 

(cxii) in der Erwägung, dass Investitionen in diesem Bereich zudem mit wichtigen 
Anwendungen im zivilen und Sicherheitsbereich einhergehen; 

(cxiii) die Europäische Verteidigungsagentur bei der Verwaltung des Gemeinsamen 
Investitionsprogramms zum Schutz der Streitkräfte (JIP-FP - Defence R&T Joint 
Investmentprogramm on Force Protection) und in den Bereichen der netzwerkgestützten 
Fähigkeiten, der durch Software konfigurierbaren Mobilfunksysteme sowie der unbemannten 
Flugkörper unterstützend; 

(cxiv) in der Hoffnung, dass diese Programme zur Entwicklung und Produktion von 
Ausrüstung europäischer Herkunft führen und dadurch die industrielle und technologische 
Gmndlage für den Verteidigungsbereich stärken und die Abhängigkeit von externen 
Fieferanten aus verbündeten Mitgliedstaaten verringern wird, die für die EU Konkurrenten 
auf dem Sektor darstellen, 

EMPFIEHFT DEM RAT, DIE REGIERUNGEN DER MITGEIEDSTAATEN DER EU 
UND NATO AUFZUFORDERN: 

36. in ihren Anstrengungen zur Modernisierung und Anpassung ihrer Eandstreitkräfte 
fortzufahren, um den Herausfordemngen an die Sicherheit in Europa und den internationalen 
Frieden begegnen zu können; 

37. sicherzustellen, dass ihre Eandstreitkräfte hinsichtlich ihrer Schlagkraft und Stärke mit 
den aktuellen und prognostizierten Anforderungen Schritt halten, um eine übermäßige 
Belastung der Kräfte zu vermeiden und die East der externen Operationen besser auf die 
Mitgliedstaaten zu verteilen; 

38. zu überlegen, wie Frauen angesichts der steigenden Zahl der in den Streitkräften 
Dienst leistenden Soldatinnen besser in die Kampfeinheiten integriert werden können, um die 
bestehende Personalknappheit zu bekämpfen helfen; 

39. ihre Programme des Soldaten der Zukunft unter dem Gesichtspunkt der europäischen 
Dimension weiterzuverfolgen und dabei im Hinblick auf die Erzielung von größerer 
Interoperabilität nach gemeinsamen Bereichen und Möglichkeiten der Harmonisierung der 
Anfordemngen und Standards zu suchen; 

40. die konvergente Entwicklung und Modernisierung der derzeitigen Programme 
anzustreben, die einen europäischen Soldaten der Zukunft zum Ergebnis haben, der mit den 
Soldaten der NATO- Verbündeten und -Partner aus Nicht-EU-Mitgliedstaaten interoperabel 
ist; 

41. die Aktivitäten der Europäischen Verteidigungsagentur zu unterstützen und die Frage 
der mehrjährigen Haushaltspläne für die EDA zu lösen; 

42. die Versammlung über die Entwicklung der nationalen Programme des Soldaten der 
Zukunft sowie die NATO- und EU-Initiativen in diesem Bereich auf dem Laufenden zu 
halten. 
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Empfehlung 815 (2007)'^ 


betr. die Möglichkeiten der Kooperation mit China im Bereich der Rüstungsgüter 


Die Versammlung, 

(cxv) i. in der Erwägung, dass sich die Beziehungen EU- China seit der 
Veröffentlichung des politischen Grundsatzpapiers der Europäischen Kommission mit dem 
Titel „Eine heranreifende Partnerschaft - Gemeinsame Interessen und Aufgaben in den 
Beziehungen EU- China“ zu einer strategischen Partnerschaft gewandelt haben; 

(cxvi) ii. unter Hinweis darauf, dass die EU den Inhalt dieser Partnerschaft inzwischen 
spezifiziert hat und auf bestimmte Politikbereiche wie beispielsweise Handel, Energie, 
Umwelt, Sicherheit und globales Regieren abzielt; 

(cxvii) iii. betonend, dass die Zusammenarbeit zwischen Europa und China sich zwar 
kontinuierlich verbessert, dass jedoch noch viel zu tun bleibt und für beide Seiten viel zu 
gewinnen ist; 

(cxviii) iv. daran erinnernd, dass China über seine Außenpolitik eine weltweit führende 
Rolle anstrebt und das Land angesichts seiner Größe und Wachstumsrate bereits jetzt auf 
politischem und wirtschaftlichem Gebiet weltweit über bedeutenden Einfluss verfügt; 

(cxix) V. in Anerkennung des enormen Einsatzes Chinas bei den Sechs-Parteien- 
Gesprächen über die Einstellung des nordkoreanischen Nuklearprogramms, wodurch 
beachtliche Ergebnisse erzielt wurden; 

(cxx) vi. in diesem Zusammenhang darauf verweisend, dass China in der Lage ist, 
äußerst wichtige Initiativen in Angelegenheiten von wesentlichem Interesse für die 
internationale Gemeinschaft zu ergreifen und dabei bedeutende Ergebnisse zu erzielen, die 
zeigen, dass das Land dem Gmndsatz des friedlichen Aufstrebens verpflichtet ist; 

(cxxi) vii ferner unter dem Hinweis, dass das chinesische Militär und die Marine 
gemeinsame Militärübungen mit anderen Ländern wie beispielsweise Russland und Indien 
organisieren und daran teilnehmen, und dass China Vorschläge für gemeinsame 
Sicherheitsinitiativen wie beispielsweise die Gewährleistung der maritimen Sicherheit in der 
Straße von Malakka unterbreitet hat; 

(cxxii) viii. unter Hinweis auf die Erklärungen Javier Solanas, wonach sich sowohl China 
als auch die EU für die internationale Stabilität und Ordnung einsetzen, sie große Befürworter 
des Multilateralismus und Völkerrechts sind und vermehrt Konsultationen über ihre 
regionalen Politiken und Programme im Rahmen ihrer strategischen Partnerschaft abhalten; 

(cxxiii) ix. allerdings in der Erwägung, dass in Europa weiterhin Besorgnis über die 
Menschenrechtslage in China herrscht - ein Thema, das die EU und China seit langem 
erörtern -, und dass die EU sich auch weiterhin aktiv, nachhaltig und konstruktiv für die 
Förderung der Menschenrechte in China einsetzen wird; 


Von der Versammlung am 5. Dezember 2007 verabschiedet 
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(cxxiv) X. ferner unter Hinweis auf die enorme Zunahme des Handels zwischen der EU 
und China, der mit über 254 Mrd. EUR im Jahre 2006 über das 60-Fache von 1978 
angestiegen ist, sodass China inzwischen zum größten Handelspartner der EU wurde und die 
Vereinigten Staaten bei den Importen vom ersten Platz verdrängt hat; 

(cxxv) xi. daran erinnernd, dass die Zusammenarbeit zwischen der EU und China im 
Verteidigungssektor im Vergleich zur Zusammenarbeit auf anderen Gebieten aufgrund des 
Embargos für Waffenverkäufe, das nach den Ereignissen auf dem Tian'anmen-Platz im 
Jahr 1989 verhängt wurde, auf ein Mindestmaß beschränkt ist; 

(cxxvi) xii. unter Hinweis darauf, dass der Europäische Rat in seiner Erklärung zu China 
im selben Jahr vorschlug, die militärische Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit China zu 
unterbrechen und ein Embargo über den Waffenhandel mit China zu verhängen; 

(cxxvii)xm. allerdings in der Erwägung, dass viele führende Politiker in Europa das 
Embargo inzwischen als überholt ansehen, da sich die Lage in China in allen Bereichen, also 
auch bei den Menschenrechten, wesentlich verbessert hat; 

(cxxviii) xiv. unter Hinweis darauf, dass die Aufhebung des Embargos insofern 

allerdings ein schwieriges Verfahren darstellen würde, als sie sich nicht nur auf die bilateralen 
Beziehungen zwischen Europa und China, sondern auch auf die Interessen anderer Parteien 
auswirken würde; 

(cxxix) XV. unter Hinweis darauf, dass der Rat der Europäischen Union im Jahr 1998 den 
Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren ausgearbeitet hat, nach dem 
Staaten sich verpflichteten zu verhindern, dass Waffen aus den EU-Mitgliedstaaten für interne 
Repressionen oder internationale Aggressionen verwendet werden, sowie sich aller 
Waffenverkäufe zu enthalten, die zu regionaler Instabilität beitragen könnten; 

(cxxx) xvi. daran erinnernd, dass die EU den Verhaltenskodex niemals als 
rechtsverbindlich angenommen hat und Brüssel angesichts der Tatsache, dass sich der Kodex 
von den nationalen Regierungen faktisch willkürlich auslegen lässt, nicht verhindern kann, 
dass Verkäufe durchgehen, wenn ein Mitgliedstaat beschließt, dass die Kriterien auf die 
Systeme, die sie an China zu verkaufen wünschen, keine Anwendung finden; 

(cxxxi) xvii. unter Hinweis darauf, dass derzeit auch über Myanmar, Simbabwe und Sudan 
Embargos verhängt sind; 

(cxxxii) xYiii. unter Hinweis auf die Tatsache, dass China durch den ungehinderten Zugang 
zu den europäischen Waffenarsenalen imstande wäre, die Modernisierung seiner Streitkräfte 
und Verteidigungsindustrie zu beschleunigen; 

(cxxxiii) xix. in der Erwägung, dass der rasche Anstieg der chinesischen 

Militärausgaben und das zunehmende Tempo der Modernisierung seiner Streitkräfte (wobei 
die vom chinesischen Verteidigungsministerium genannten Zahlen höchstwahrscheinlich weit 
unter den tatsächlichen Zahlen liegen) in den Vereinigten Staaten Anlass zu großer Sorge vor 
einer möglichen Aufhebung des Embargos gibt; 

(cxxxiv)xx. ferner betonend, dass die kürzlich gegründete Chinese Investment Corporation 
über eine Kapitalausstattung von 200 Mrd. USD verfügt und Europa für Chinas 
Technologieanstrengungen (unter Anderem in den Bereichen Informationstechnologie, 
Luftfahrt und Verteidigung) vermutlich der attraktivste Standort ist; 
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(cxxxv) xxi. in der Erwägung, dass bestimmte Regiemngen, die befürchten, dass Geschäfte 
mit dem Ziel abgeschlossen werden könnten, sich politische Vorteile zu verschaffen, bereits 
über mögliche verfassungsrechtliche Maßnahmen nachdenken, um ihre strategischen 
Industrien zu schützen; 

(cxxxvi)xx\i. daran erinnernd, dass die Vereinigten Staaten sich mehrfach und in 
verschiedenen Foren gegen eine mögliche Aufhebung des Embargos über den Waffenhandel 
mit China durch die EU ausgesprochen haben und die Bush-Administration insbesondere in 
einer im Jahr 2005 vom Senat angenommenen Entschließung aufgefordert wurde, den 
führenden europäischen Politikern klarzumachen, dass eine solche Maßnahme sich negativ 
auf die transatlantische Verteidigungszusammenarbeit - auch mit EU -Mitgliedstaaten - 
auswirken könne; 

(cxxxvii) xxiii. ferner unter dem Hinweis darauf, dass die Vereinigten Staaten die EU 
zudem gedrängt haben, den EU-Verhaltenskodex für Waffenverkäufe strenger zu handhaben, 
und dass die Aufhebung des EU- Waffenembargos den transatlantischen Beziehungen auf 
politischer Ebene ernsthaft schaden und Spannungen nicht nur zwischen der EU und den 
Vereinigten Staaten, sondern auch innerhalb der NATO selbst verursachen könnte; 

(cxxxviii) xxiv. in der Erwägung, dass die Erklärung für das mangelnde russische 
Interesse an einer möglichen Aufhebung des Embargos durch die EU darin bestehen könnte, 
dass Russland seit fünf Jahren der zweitgrößte Exporteur wichtiger konventioneller Waffen 
ist und 45 % aller mssischen Ausfuhren nach China gehen; 

(cxxxix)xxY. ferner unter Hinweis darauf, dass mehrere wegen ihres potenziellen Einflusses 
auf die chinesische Raumfahrtpolitik ausgewählte chinesische Universitäten EU-Mittel für 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte beispielsweise auf dem Gebiet der Energieerzeugung 
als einer Alternative zum Atomantrieb zur Erforschung des tiefen Weltraums, der 
Energiespeicherung und der autonomen Roboter erhalten; 

(cxl) xxvi. unter Hinweis auf die beispielhafte Zusammenarbeit zwischen Eurocopter und 
der chinesischen AVIC II (Aviation Industries of China) bei der Produktion des 
Hubschraubers EC 175; 

(cxli) xxvii. in der Erwägung, dass der chinesische Staatsrat einen Plan zur Reform der 
chinesischen Verteidigungsindustrie verabschiedet hat und die chinesischen Gesetzgeber 
dabei sind, eine neue Politik einzuleiten, derzufolge es sowohl inländischen als auch 
ausländischen Unternehmen unter bestimmten Voraussetzungen gestattet sein wird, in 
chinesische Unternehmen zu investieren, die Güter für den Zivil- und Verteidigungssektor 
hersteilen - mit dem Ziel, die chinesischen Verteidigungsindustrien als Hauptakteure am 
Markt zu etablieren; 

(cxlii) xxviii. in der Erwägung der Hinwendung Chinas zu europäischen Industrien, die dem 
Land wichtige hochmoderne Technologien und einen Unternehmensführungsstil westlicher 
Art liefern, die dem Land helfen können, nicht nur seine eigenen Systeme aufzubauen, 
sondern auch die westlichen Unternehmenskulturen in ihre eigene Kultur zu integrieren; 
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EMPFIEHLT DEM RAT, DIE REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EU 
AUFZUFORDERN: 

43. eine Debatte über mögliche Modalitäten für eine Aufhebung des Embargos über die 
Ausfuhr von Verteidigungsausrüstung nach China unter Beteiligung der Europäischen 
Kommission, des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees (PSC), der Europäischen 
Verteidigungsagentur und der europäischen Verteidigungsindustrie einzuleiten und dabei 
insbesondere folgende Faktoren zu berücksichtigen: 

- die Möglichkeit, das Embargo durch einen überarbeiteten und rechtsverbindlichen 
EU-Verhaltenskodex für Waffenexporte zu ersetzen; 

- die Notwendigkeit, dass China einem internationalen Nichtverbreitungssystem wie 
beispielsweise der Arbeitsgruppe MTCR (Missile Technology Control Regime) den 
Wassenaar- Übereinkommen und der Australien-Gruppe beitritt; 

- die Notwendigkeit, sich für die verstärkte Zusammenarbeit bei Forschungs- und 
Entwicklungs- und Technologieprojekten mit potenziellen Anwendungen einerseits 
und die wissenschaftliche Zusammenarbeit mit Blick auf die Umsetzung der 
gemeinsamen Ziele andererseits einzusetzen; 

- die Tatsache, dass sich die eventuelle Aufhebung des Embargos und die Öffnung des 
europäischen Verteidigungsmarkts negativ auf wettbewerbssensible, für Europa 
lebenswichtige Industriesektoren wie beispielsweise Trägerraketen auswirken 
könnte; 

44. die chinesischen Behörden im Rahmen des Dialogs EU- China über Menschenrechte 
sowie anlässlich der Olympischen Spiele in Peking und der Weltausstellung in Shanghai 
aufzufordern, ihre feste Entschlossenheit zu beweisen, die Menschenrechtsfrage vorantreiben 
zu wollen. 


Richtlinie 127 (2007)^^ 

betr. die Finanzierung von Auslandseinsätzen und die Rolle der nationalen Parlamente 


Die Versammlung, 

i. in Anbetracht der wachsenden Zahl von europäischen und internationalen 
militärischen Operationen, deren Dauer und Art sich manchmal im Vergleich zu dem 
ursprünglichen Mandat verändern; 

ii. feststellend, dass die Parlamentarier aufgefordert sind, die erforderlichen nationalen 
Haushalte in einem Zusammenhang zu verabschieden, der technisch komplex und in mehrere 
Teile aufgeteilt ist, und dass sie anschließend rechenschaftspflichtig sind gegenüber ihrer 
Wählerschaft für die Art und Weise, wie öffentliches Geld ausgegeben wird; 


Von der Versammlung am 5. Dezember 2007 verabschiedet 
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iii. ferner feststellend, dass nationale Parlamentarier sich bei diesem Unternehmen nicht 
der tatsächlichen Höhe der Beträge bewusst sind, die von anderen Ländern beigetragen 
werden, die sich an denselben Missionen beteiligen und auch nicht die Höhe des 
Gesamtbeitrags kennen, den die Europäische Union dazu leistet; 

iv. in der Auffassung, dass ein interparlamentarisches Gremium, das ganz speziell für die 
parlamentarische Kontrolle der Verteidigungspolitik geschaffen wurde, umfassend über die 
finanziellen Aspekte dieser Politik informiert sein muss, 

FORDERT DEN PRÄSIDIALAUSSCHUSS AUF: 

1. bei den Themen, die auf den Plenarsitzungen der Versammlung erörtert werden, 
verstärktes Schwergewicht auf die finanziellen Aspekte, sowohl auf nationaler als auf 
Gemeinschaftsebene, in Bezug auf die Verteidigungs Verpflichtungen zu legen; 

2. ein Seminar zu veranstalten, dass sich speziell mit der Prüfung der Finanzierung von 
ausländischen Operationen befasst, um die Parlamentarier über die derzeitige Situation zu 
informieren und ihnen einen Überblick über sämtliche damit verbundene Quellen zu 
vermitteln; 

3. vorzuschlagen, dass das Europäische Parlament zusammen mit der Versammlung der 
WEU eine gemeinsame Initiative unterstützt zur Prüfung von Fragen, die sich auf die 
gemeinsame Finanziemng von Operationen im Ausland beziehen, an denen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union beteiligt sind. 

Richtlinie einer Entschließung 132 (2007)^"* 


Die Versammlung, 

i. in Anbetracht der wachsenden Zahl von europäischen und internationalen 
militärischen Operationen, deren Dauer und Art sich manchmal im Vergleich zu dem 
ursprünglichen Mandat verändern; 

ii. feststellend, dass die Parlamentarier aufgefordert sind, die erforderlichen nationalen 
Haushalte in einem Zusammenhang zu verabschieden, der technisch komplex und in mehrere 
Teile aufgeteilt ist und dass sie anschließend rechenschaftspflichtig sind gegenüber ihrer 
Wählerschaft für die Art und Weise, wie öffentliches Geld ausgegeben wird; 

iii. ferner feststellend, dass nationale Parlamentarier sich bei diesem Unternehmen nicht 
der tatsächlichen Höhe der Beträge bewusst sind, die von anderen Eändern beigetragen 
werden, die sich an denselben Missionen beteiligen, und auch nicht die Höhe des 
Gesamtbeitrags kennen, den die Europäische Union dazu leistet; 


Von der Versammlung am 5. Dezember 2007 verabschiedet 
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iv. mit Bedauern darüber, dass parlamentarische Verfahren für die Haushaltsanalysen oft 
rasch erlassen werden und der Vorzug politischen Debatten in Bezug auf die Genehmigung 
und den Betrieb von Operationen im Ausland eingeräumt wird, was die Parlamentarier 
zwingt, erst nachträglich die entstandenen Kosten zu genehmigen, 

I. FORDERT DIE NATIONALEN PARLAMENTE AUF: 

1. verstärkte Aufmerksamkeit auf die Frage der Finanziemng von Operationen im 
Ausland zu legen, und spezielle Sitzungen abzuhalten, auf denen den Parlamentariern ein 
regelmäßiger Überblick über die Kosten aller laufenden Missionen vorgelegt werden könnte; 

2. ihre jeweiligen Regierungen aufzufordern, den Parlamentariern Übersichten 
vorzulegen, um eine klare, genaue und gründliche Bilanz der Ausgaben vorzulegen in Bezug 
auf internationale Missionen, die das Verständnis und den Vergleich von Zahlen erleichtern 
und eine Debatte ermöglichen, die der Realität nahe kommt; 

3. die breite Öffentlichkeit über die Ergebnisse ihrer Arbeit der parlamentarischen 
Kontrolle hinsichtlich der Festlegung von hohen Summen, die aus den Steuermitteln der 
Steuerzahler stammen zu informieren; 

4. Initiativen der WEU Versammlung zu unterstützen, die von ihr verabschiedeten 
Dokumente weiterzuverfolgen und zu verteilen und damit die Nützlichkeit ihrer Arbeit im 
Hinblick auf die Debatte von Haushaltsfragen über Operationen im Ausland anzuerkennen, 

II. FORDERT DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT AUF: 

5. sich an einer gemeinsamen Initiative mit der Versammlung der WEU zu beteiligen zur 
Prüfung von Fragen in Bezug auf die gemeinsame Finanzierung von Operationen im Ausland, 
an denen Staaten der Europäischen Union beteiligt sind; 

6. weiterhin im ständigen Kontakt mit der Versammlung der WEU zu bleiben 
hinsichtlich der Erörtemng und Prüfung von Fragen, die sich auf die gemeinsamen Kosten der 
ESVP beziehen, um eine gemeinsame Beobachtungsgmndlage herzustellen zur Unterstützung 
der Parlamentarier, die nationale Entscheidungen über Verteidigungsausgaben treffen müssen. 

Entschließung 133 (2007)^® 

betr. die parlamentarische Kontrolle der Nachrichtendienste 

Die Versammlung, 

i sich der wachsenden Bedeutung und Notwendigkeit der Aktivitäten von 

Nachrichtendiensten zum Schutz der modernen Gesellschaft vor den Gefahren des 
grenzüberschreitenden Terrorismus bewusst; 


Von der Versammlung am 5. Dezember 2007 verabschiedet 
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ii. feststellend, dass trotz der Existenz von Ad hoc Ausschüssen in den nationalen 
Parlamenten, welche die Kontrolle der Aktivitäten der Nachrichtendienste wahrnehmen, die 
Kontrollaufgabe von Parlamentariern durch zahlreiche Hindernisse behindert wird; 

iii. in Anbetracht der von der Versammlung des Europarates (Empfehlung 1713/2005) 
und der Parlamentarischen Versammlung der OSZE (7. Juli 2006) eingegangenen 
Verpflichtungen zur Stärkung einer wirksamen parlamentarischen Kontrolle der 
N achrichtendienste ; 

iv. unter Hinweis auf ihre Entschließung 113, die am 4. Dezember 2002 in Bezug auf die 
parlamentarische Kontrolle der Nachrichtendienste in den WEU-Staaten verabschiedet wurde; 

FORDERT DIE NATIONALEN PARLAMENTE AUF: 

1. die parlamentarischen Vorrechte angesichts der zahlreichen Hindernisse, die die 
Parlamentarier daran hindern, volle Kenntnis über die Aktivitäten der Nachrichtendienste und 
deren Dienste zu erhalten, zu verteidigen; 

2. die Parlamentarier, die in den einschlägigen Kontrollausschüssen vertreten sind, 
nachdrücklich aufzufordern, sich Zurückhaltung aufzuerlegen, um ein Klima des Vertrauens 
und eine wirkliche Kultur der Nachrichtendienste zu schaffen, die ein angemessenes 
Gleichgewicht zwischen den Fordemngen nach Geheimhaltung und Kontrolle aufweist, damit 
sie ihre Arbeit so ausführen können, dass Bürger und auch Medien dies als legitim und 
effizient akzeptieren; 

3. Formen der Zusammenarbeit mit den parlamentarischen Ausschüssen anderer Eänder 
zu prüfen, um gemeinsame Auswirkungen zu untersuchen hinsichtlich der Aktivitäten von 
ausländischen Agenten auf nationalem Territorium und von nationalen Agenten im Ausland; 

4. die Notwendigkeit angemessener Gesetze zur Schaffung demokratischer Prinzipien in 
Bezug auf die Methoden der Nachrichtengewinnung unter Nutzung moderner Technologien 
zu unterstützen; 

5. ausreichendes Arbeitskräftepotenzial und technische Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen, um den Kontrollausschüssen wirksame und glaubwürdige Strukturen angesichts der 
Komplexität des Bereiches der Untersuchungen zur Verfügung zu stellen. 
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